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A. Problem und Ziel 

Grenzüberschreitende Umweltprüfungen sind bewährte Instrumente 
des vorsorgenden Umweltschutzes. Sie beruhen auf der Erkenntnis, 
dass mögliche Umweltauswirkungen eines Projekts, Plans oder Pro¬ 
gramms sich häufig nicht auf das Gebiet des Ursprungsstaats begren¬ 
zen lassen. Behörden und Öffentlichkeit betroffener Staaten sollen sich 
deshalb grundsätzlich ebenso an einer durchgeführten Umweltverträg¬ 
lichkeitsprüfung beteiligen können wie die Behörden und die Öffent¬ 
lichkeit des Ursprungsstaats. Damit leisten diese grenzüberschreiten¬ 
den Verfahren auch einen wertvollen Beitrag zur Wahrung und 
Verbesserung eines kooperativen Verhältnisses zwischen der Bundes¬ 
republik Deutschland und seinen Nachbarn. Die rechtlichen Grund¬ 
lagen für grenzüberschreitende Umweltprüfungen ergeben sich insbe¬ 
sondere aus dem UN ECE-Übereinkommen vom 25. Februar 1991 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden 
Rahmen (sog. Espoo-Übereinkommen), dem UN ECE-Protokoll vom 
21. Mai 2003 über die Strategische Umweltprüfung zum Übereinkom¬ 
men über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden 
Rahmen (sog. SEA-Protokoll), der UVP-Richtlinie 2011/92/EU und der 
SUP-Richtlinie 2001/42/EG. Die Vorgaben dieser Übereinkommen und 
Richtlinien können durch zwischenstaatliche Vereinbarungen näher 
konkretisiert werden. 
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Die Bundesrepublik Deutschland und die Republik Polen haben mit der 
Vereinbarung vom 11. April 2006 über die Durchführung des Überein¬ 
kommens vom 25. Februar 1991 über die Umweltverträglichkeitsprü¬ 
fung im grenzüberschreitenden Rahmen (BGBl. 2007 II S. 595, 596) 
erstmals die Durchführung der grenzüberschreitenden Beteiligung bei 
der Umweltverträglichkeitsprüfung von Projekten sowie die sach¬ 
gerechte Verknüpfung der dafür in beiden Staaten notwendigen Ver¬ 
fahrensschritte untereinander vertraglich näher ausgestaltet. Diese Ver¬ 
einbarung wurde zwischenzeitlich überarbeitet. Damit soll zum einen 
Erfahrungen und Empfehlungen aus der Praxis der grenzüberschrei¬ 
tenden Umweltverträglichkeitsprüfung Rechnung getragen, zum ande¬ 
ren soll der Anwendungsbereich auf Pläne und Programme, die einer 
Strategischen Umweltprüfung unterliegen, ausgedehnt werden. Die 
vorliegende Vereinbarung zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen über Umweltverträglichkeitsprüfungen und 
Strategische Umweltprüfungen im grenzüberschreitenden Rahmen 
enthält die hierzu erforderlichen Regelungen. 

B. Lösung 

Durch das geplante Vertragsgesetz sollen die verfassungsrechtlichen 
Voraussetzungen nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
für das Inkrafttreten geschaffen werden. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für die öffentlichen Haushalte ergeben sich keine Auswirkungen. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein zusätzlicher Erfüllungs¬ 
aufwand durch die Vereinbarung. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entstehen durch die Vereinbarung keine messbaren 
Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand. 

E. 3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Durch die Vereinbarung kommt es weder beim Bund noch bei den 
Ländern zu einer messbaren Änderung des Erfüllungsaufwands. 

F. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
die Bundeskanzlerin 


Berlin, sf). April 2019 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Wolfgang Schäuble 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 


hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu der Vereinbarung vom 10. Oktober 2018 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung 
der Republik Polen über Umweltverträglichkeitsprüfungen und Strategische 
Umweltprüfungen im grenzüberschreitenden Rahmen (Vertragsgesetz zur 
Deutsch-Polnischen Vereinbarung über Umweltprüfungen) 


mit Begründung und Vorblatt (Anlage). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 


Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit. 


Der Bundesrat hat in seiner 976. Sitzung am 12. April 2019 beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine 
Einwendungen zu erheben. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 

Gesetz 

zu der Vereinbarung vom 10. Oktober 2018 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Polen 
über Umweltverträglichkeitsprüfungen 
und Strategische Umweltprüfungen im grenzüberschreitenden Rahmen 
(Vertragsgesetz zur Deutsch-Polnischen Vereinbarung über Umweltprüfungen) 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Der in Neuhardenberg am 10. Oktober 2018 Unterzeichneten Vereinbarung 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der 
Republik Polen über Umweltverträglichkeitsprüfungen und Strategische Umwelt¬ 
prüfungen im grenzüberschreitenden Rahmen wird zugestimmt. Die Vereinba¬ 
rung wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die Vereinbarung nach ihrem Artikel 25 Absatz 1 in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf die Vereinbarung ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzuwen¬ 
den, da sie sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Absatz 1 Satz 5 und 6 des 
Grundgesetzes erforderlich, da die Vereinbarung, die innerstaatlich in Geltung 
gesetzt wird, Verfahrensregelungen enthält und insoweit für abweichendes Lan¬ 
desrecht keinen Raum lässt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem die Vereinbarung nach ihrem Artikel 25 
Absatz 1 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Für Bund, Länder und Gemeinden werden sich durch die Ratifikation der 
Deutsch-Polnischen Vereinbarung über Umweltprüfungen keine unmittelbaren 
zusätzlichen Kosten ergeben. Eine Beteiligung der Republik Polen an Umwelt¬ 
prüfungen in Deutschland sowie eine Beteiligung Deutschlands an Umwelt¬ 
prüfungen in Polen sind bereits durch das geltende deutsche Recht (vgl. §§ 54 ff. 
UVPG), durch das Espoo-Übereinkommen, durch das SEA-Protokoll, durch die 
UVP- und SUP-Richtlinie der EU und durch Artikel 5 des Abkommens vom 
7. April 1994 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Republik Polen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes vorgeschrieben. Sofern sich Kosten auf Grund der erforder¬ 
lichen Übersetzungen von Unterlagen ergeben, sind diese Kosten bei der UVP 
in der Regel über Gebühren refinanzierungsfähig. Im Übrigen geht das Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung grundsätzlich davon aus, dass die zu¬ 
ständigen deutschen Behörden in grenzüberschreitenden Verfahren die Kosten 
der von ihnen vorzunehmenden Handlungen zu tragen haben. Dies entspricht 
auch der bisherigen Verwaltungspraxis. 

Durch die Deutsch-Polnische Vereinbarung über Umweltprüfungen sind keine 
zusätzlichen Kosten für Unternehmen und Wirtschaft zu erwarten. Die Beteili¬ 
gung anderer Staaten bei Umweltprüfungen ist bereits durch das geltende deut¬ 
sche Recht, durch das Espoo-Übereinkommen, durch das SEA-Protokoll, durch 
die UVP- und SUP-Richtlinie der EU und durch Artikel 5 des Abkommens vom 
7. April 1994 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Republik Polen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes vorgeschrieben. Soweit für erforderliche Übersetzungen durch 
Gebührenerhebungen Kosten für private Vorhabenträger entstehen können, ent¬ 
spricht auch dies der geltenden Rechtslage und Praxis. Auswirkungen auf Ein¬ 
zelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis¬ 
niveau, sind nicht zu erwarten. 

Die Deutsch-Polnische Vereinbarung steht in Einklang mit der von der Bundes¬ 
regierung beschlossenen Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie 2016 und fördert 
die Verwirklichung der darin enthaltenen Ziele. Mit der Deutsch-Polnischen Ver¬ 
einbarung wird die Durchführung grenzüberschreitender Umweltprüfungen ver¬ 
waltungspraktisch erleichtert. Damit trägt die Vereinbarung wesentlich zur Effek¬ 
tivität der Umweltprüfung im zwischenstaatlichen Verhältnis bei. Zur Bedeutung 
der Umweltverträglichkeitsprüfung für die Umsetzung der Deutschen Nachhal¬ 
tigkeitsstrategie wird im Übrigen auf die Ausführungen im Entwurf des Gesetzes 
zur Modernisierung des Rechts der Umweltverträglichkeitsprüfung, Bundesrats- 
Drucksache 164/17, S. 70 f., verwiesen. 
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Vereinbarung 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Polen 
über Umweltverträglichkeitsprüfungen und Strategische Umweltprüfungen 
im grenzüberschreitenden Rahmen 


Umowa 

migdzy Rzgdem Republiki Federalnej Niemiec 
a Rzgdem Rzeczypospolitej Polskiej 
w zakresie ocen oddziatywania na srodowisko 
i strategicznych ocen oddziatywania na srodowisko 
w kontekscie transgranicznym 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Republik Polen - 
im Folgenden „Vertragsparteien“ genannt, 

im Bewusstsein der wachsenden Bedeutung der grenzüber¬ 
schreitenden Zusammenarbeit bei der Vermeidung, Vermin¬ 
derung und Überwachung von voraussichtlichen erheblichen 
grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen, insbesondere bei 
geplanten Projekten sowie bei Plänen und Programmen, 

unter Berücksichtigung des Abkommens vom 7. April 1994 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und 
der Regierung der Republik Polen über die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes, im Folgenden „Abkommen 
von 1994“ genannt, und dessen Bestimmungen über die Um- 
weltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen, 

entschlossen, zum beiderseitigen Nutzen das am 25. Februar 
1991 in Espoo geschlossene Übereinkommen über die Umwelt- 
verträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen, im 
Folgenden „Espoo-Übereinkommen“ genannt, sowie die Bestim¬ 
mungen der Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlamen¬ 
tes und des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Umweltver¬ 
träglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten 
Projekten zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Polen anzuwenden, 

entschlossen, zum beiderseitigen Nutzen das am 21. Mai 2003 
in Kiew geschlossene Protokoll über die strategische Umwelt¬ 
prüfung zum Übereinkommen über die Umweltverträglichkeits- 
prüfung im grenzüberschreitenden Rahmen, im Folgenden „SEA- 
Protokoll“ genannt, sowie die Bestimmungen der Richtlinie 
2001/42/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 
27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen be¬ 
stimmter Pläne und Programme zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Polen anzuwenden, 

im Bewusstsein, dass konkrete Regelungen und ein transpa¬ 
rentes Verfahren die Durchführung von Umweltverträglichkeits¬ 
prüfungen und Strategischen Umweltprüfungen im grenzüber¬ 
schreitenden Rahmen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen erleichtern und beschleunigen, 

in der Absicht, dafür Sorge zu tragen, dass die erheblichen 
grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen geplanter Projekte 
sowie von Plänen und Programmen unter Beteiligung der Behör¬ 
den und der Öffentlichkeit der Bundesrepublik Deutschland und 


Rzgd Republiki Federalnej Niemiec 
i 

Rzgd Rzeczypospolitej Polskiej - 
zwane dalej „Umawiajgcymi sig Stronami”, 

swiadome rosngcego znaczenia transgranicznej wspötpracy 
przy zapobieganiu, zmniejszaniu i monitorowaniu potencjalnego 
znaczgcego transgranicznego oddziatywania na srodowisko, 
przede wszystkim planowanych dziatalnosci oraz planöw i pro- 
gramöw, 

uwzglgdniajgc Umowg migdzy Rzgdem Republiki Federalnej 
Niemiec a Rzgdem Rzeczypospolitej Polskiej o wspötpracy w 
dziedzinie ochrony srodowiska z dnia 7 kwietnia 1994 roku, zwa¬ 
ng dalej „Umowg z 1994 roku”, oraz jej postanowienia w sprawie 
oceny oddziatywania na srodowisko w kontekscie transgranicz¬ 
nym, 

zdecydowane z obopölng korzyscig stosowac migdzy Repu- 
blikg Federalng Niemiec a Rzeczgpospolitg Polskg Konwencjg o 
ocenach oddziatywania na srodowisko w kontekscie transgra¬ 
nicznym, sporzgdzong w Espoo dnia 25 lutego 1991 roku, zwang 
dalej „Konwencjg z Espoo”, oraz postanowienia dyrektywy 
2011/92/UE Parlamentu Europejskiego i Rady z dnia 13 grudnia 
2011 roku w sprawie oceny skutköw wywieranych przez niektöre 
przedsigwzigcia publiczne i prywatne na srodowisko, 

zdecydowane z obopölng korzyscig stosowac migdzy Repu- 
blikg Federalng Niemiec a Rzeczgpospolitg Polskg Protoköt w 
sprawie strategicznej oceny oddziatywania na srodowisko do 
Konwencji o ocenach oddziatywania na srodowisko w kontekscie 
transgranicznym, sporzgdzony w Kijowie dnia 21 maja 2003 roku, 
zwany dalej „Protokotem strategicznym”, oraz postanowienia dy¬ 
rektywy 2001/42/WE Parlamentu Europejskiego i Rady z dnia 
27 czerwca 2001 roku w sprawie oceny wptywu niektörych pla¬ 
nöw i programöw na srodowisko, 

swiadome, ze konkretne regulacje i przejrzyste procedury uta- 
twig oraz przyspieszg przeprowadzanie ocen oddziatywania na 
srodowisko oraz strategicznych ocen oddziatywania na srodowi¬ 
sko w kontekscie transgranicznym migdzy Republikg Federalng 
Niemiec a Rzeczgpospolitg Polskg, 

zamierzajgc zadbac o to, aby znaczgce transgraniczne oddzia- 
tywanie na srodowisko planowanych dziatalnosci oraz projektöw 
planöw i programöw byto rozpoznawane, opisywane i oceniane 
tak szybko i wnikliwie, jak to mozliwe, przy udziale organöw i 
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der Republik Polen so frühzeitig und umfassend wie möglich er¬ 
mittelt, beschrieben und bewertet werden und dass die Ergeb¬ 
nisse der Umweltverträglichkeitsprüfungen sowie der Strate¬ 
gischen Umweltprüfungen bei der Zulassung der geplanten 
Projekte und der Annahme von Plänen und Programmen ange¬ 
messen berücksichtigt werden, 

unter Berücksichtigung der bisherigen Vollzugserfahrungen 
der am 11. April 2006 in Neuhardenberg Unterzeichneten Verein¬ 
barung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Polen über die Durchführung 
des Übereinkommens vom 25. Februar 1991 über die Umwelt- 
verträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen, 

unter Beteiligung der deutschen Länder Brandenburg, Meck¬ 
lenburg-Vorpommern und des Freistaates Sachsen - 

haben Folgendes vereinbart: 


Kapitel 1 

Anwendungsbereich 


Artikel 1 

Umweltverträglichkeitsprüfungen 
geplanter Projekte 

(1) Diese Vereinbarung findet auf jedes geplante Projekt An¬ 
wendung, welches erhebliche nachteilige grenzüberschreitende 
Auswirkungen auf die Umwelt im Gebiet unter der Hoheitsgewalt 
der anderen Vertragspartei haben kann und für das nach den gel¬ 
tenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften der Ursprungspartei 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchgeführt wird. 


(2) Bei der Umweltverträglichkeitsprüfung nach Absatz 1 fin¬ 
den die Artikel 1 bis 7 des Espoo-Übereinkommens sowie die 
Artikel 3 bis 10 und 19 bis 26 dieser Vereinbarung Anwendung. 


(3) Sofern das geplante Projekt nach Absatz 1 ebenfalls einer 
Prüfung im Hinblick auf die Auswirkungen auf die Wasserwirt¬ 
schaft an den Grenzgewässern gemäß Artikel 6 Absatz 3 des am 
19. Mai 1992 in Warschau geschlossenen Vertrages zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über 
die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft an 
den Grenzgewässern, im Folgenden „Vertrag vom 19. Mai 1992“ 
genannt, unterliegt, so wird für den Teil der Prüfung des Projek¬ 
tes, der Umweltauswirkungen betrifft, nur eine Umweltverträg¬ 
lichkeitsprüfung nach den Bestimmungen dieser Vereinbarung 
durchgeführt. Die Ursprungspartei unterrichtet die nach Artikel 10 
des Vertrages vom 19. Mai 1992 eingerichtete Deutsch-Polnische 
Grenzgewässerkommission darüber, dass sie eine Umweltver¬ 
träglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen für ein 
solches Projekt durchführt. 

(4) Wird über die Zulässigkeit eines geplanten Projektes nach 
Absatz 1 im Rahmen von mehreren Verfahren oder Verfahrens¬ 
abschnitten entschieden, so findet diese Vereinbarung auf alle 
Verfahren oder Verfahrensabschnitte Anwendung, in denen eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt wird. 

(5) Sofern das geplante Projekt nach Absatz 1 in den Gebieten 
unter der Hoheitsgewalt beider Vertragsparteien verwirklicht wer¬ 
den soll, verständigen sich die zuständigen Behörden beider Ver¬ 
tragsparteien umgehend darüber, ob und inwieweit die Umwelt¬ 
verträglichkeitsprüfung für das gesamte Projekt ganz oder 
teilweise durch eine Vertragspartei oder gemeinsam durch beide 
Vertragsparteien durchgeführt werden soll. 


spoteczenstwa Republiki Federalnej Niemiec i Rzeczypospolitej 
Polskiej oraz o to, aby wyniki ocen oddziatywania na srodowisko 
oraz strategicznych ocen oddziatywania na srodowisko byty we 
wtasciwy sposöb brane pod uwag? przy wydawaniu decyzji do- 
tyczgcych planowanych dziatalnosci oraz przyjmowaniu planöw 
i programöw, 

uwzgl?dniajgc dotychczasowe doswiadczenia zwigzane z re- 
alizacjg Umowy mi?dzy Rzgdem Republiki Federalnej Niemiec a 
Rzgdem Rzeczypospolitej Polskiej o realizacji Konwencji o oce- 
nach oddziatywania na srodowisko w kontekscie transgranicz- 
nym z dnia 25 lutego 1991 roku, podpisanej w Neuhardenberg 
dnia 11 kwietnia 2006 roku, 

przy udziale niemieckich krajöw zwigzkowych Brandenburgii, 
Meklemburgii-Pomorza Przedniego i Wolnego Kraju Saksonii - 

uzgodnity co nast?puje: 

Rozdziat 1 
Zakres stosowania 


Artykut 1 

Oceny oddziatywania na 
srodowisko planowanych dziatalnosci 

(1) Niniejsza Umowa ma zastosowanie do kazdej planowanej 
dziatalnosci, ktöra moze spowodowac znaczgce negatywne 
transgraniczne oddziatywanie na srodowisko na obszarze pod- 
legajgcym jurysdykcji panstwa drugiej Umawiajgcej si? Strony i 
dla ktörej przeprowadza si? zgodnie z przepisami krajowymi obo- 
wigzujgcymi w panstwie Strony pochodzenia, ocen? oddziaty¬ 
wania na srodowisko. 

(2) W odniesieniu do oceny oddziatywania na srodowisko, o 
ktörej mowa w ust?pie 1, majg zastosowanie artykuty 1 do 7 
Konwencji z Espoo oraz artykuty 3 do 10 i artykuty 19 do 26 ni- 
niejszej Umowy. 

(3) Jezeli planowana dziatalnosc, o ktörej mowa w ust?pie 1, 
podlega röwniez ocenie oddziatywania na gospodark? wodng na 
wodach granicznych zgodnie z artykutem 6 ust?p 3 Umowy mi?- 
dzy Republik? Federalng Niemiec a Rzeczgpospolitg Polskg o 
wspötpracy w dziedzinie gospodarki wodnej na wodach granicz¬ 
nych, sporzgdzonej w Warszawie dnia 19 maja 1992 roku, zwa- 
nej dalej „Umowg z dnia 19 maja 1992 roku”, to dla tej cz?sci 
oceny dziatalnosci, ktöra dotyczy oddziatywania na srodowisko, 
przeprowadza si? tylko jedng ocen? oddziatywania na srodowi¬ 
sko zgodnie z postanowieniami niniejszej Umowy. O prowadzo- 
nej dla takiej dziatalnosci ocenie oddziatywania na srodowisko w 
kontekscie transgranicznym Strona pochodzenia informuje Nie- 
miecko-Polskg Komisj? do Spraw Wöd Granicznych utworzong 
na podstawie artykutu 10 Umowy z dnia 19 maja 1992 roku. 


(4) Jezeli o dopuszczalnosci planowanej dziatalnosci, o ktörej 
mowa w ust?pie 1, rozstrzyga si? w ramach kilku post?powan 
lub etapöw post?powah, niniejsza Umowa znajduje zastosowa¬ 
nie do wszystkich post?powari lub etapöw post?powari, w ktö- 
rych przeprowadzana jest ocena oddziatywania na srodowisko. 

(5) Jezeli planowana dziatalnosc, o ktörej mowa w ust?pie 1, 
ma byc realizowana na obszarach podlegajgcych jurysdykcji 
paristw obu Umawiajgcych si? Stron, wtasciwe organy obu Uma¬ 
wiajgcych si? Stron porozumiewajg si? niezwtocznie co do tego, 
czy i w jakim zakresie ocena oddziatywania na srodowisko dla 
catej dziatalnosci ma byc przeprowadzona w catosci lub w cz?sci 
przez jedng Umawiajgcg si? Stron? lub wspölnie przez obie Uma- 
wiajgce si? Strony. 
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Artikel 2 

Strategische Umweltprüfungen 
von Plan- und Programmentwürfen 

(1) Diese Vereinbarung findet auf jeden Plan und jedes Pro¬ 
gramm Anwendung, deren Durchführung erhebliche grenzüber¬ 
schreitende Auswirkungen auf die Umwelt im Gebiet unter der 
Hoheitsgewalt der anderen Vertragspartei haben kann und für 
das nach den geltenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften der 
Ursprungspartei eine Strategische Umweltprüfung durchgeführt 
wird. 

(2) Bei der Strategischen Umweltprüfung nach Absatz 1 fin¬ 
den die Artikel 2 bis 12 des SEA-Protokolls sowie die Artikel 11 
bis 26 dieser Vereinbarung Anwendung. 

(3) Unterfällt ein Planentwurf nach Absatz 1 ebenfalls Artikel 6 
Absatz 1 des Vertrages vom 19. Mai 1992, so unterrichtet die Ur¬ 
sprungspartei die nach Artikel 10 des Vertrages vom 19. Mai 
1992 eingerichtete Deutsch-Polnische Grenzgewässerkommis¬ 
sion darüber, dass sie eine Strategische Umweltprüfung im 
grenzüberschreitenden Rahmen durchführt. 

(4) Wird für einen Plan- oder Programmentwurf nach Absatz 1 
eine Strategische Umweltprüfung im grenzüberschreitenden 
Rahmen durchgeführt und betrifft der Plan oder das Programm 
zugleich den Aufgabenbereich des Deutsch-Polnischen Aus¬ 
schusses für Raumordnung der Deutsch-Polnischen Regierungs¬ 
kommission für regionale und grenznahe Zusammenarbeit, die 
mit diplomatischer Note vom 17. Juni 1991 eingerichtet worden 
ist, wird dieser Ausschuss von der Ursprungspartei darüber un¬ 
terrichtet, dass sie eine Strategische Umweltprüfung im grenz¬ 
überschreitenden Rahmen durchführt. 

(5) Sofern der Plan oder das Programm nach Absatz 1 in den 
Gebieten unter der Hoheitsgewalt beider Vertragsparteien 
verwirklicht werden soll, verständigen sich die zuständigen Be¬ 
hörden beider Vertragsparteien umgehend darüber, ob und 
inwieweit die Strategische Umweltprüfung für den gesamten 
Plan- oder Programmentwurf ganz oder teilweise durch eine Ver¬ 
tragspartei oder gemeinsam durch beide Vertragsparteien durch¬ 
geführt werden soll. 

Kapitel 2 

Verfahrensschritte 
der Umweltverträglichkeitsprüfung 
geplanter Projekte 

Artikel 3 

Benachrichtigung 

(1) Die Vertragsparteien werden sich so früh wie möglich über 
alle im Artikel 1 Absatz 1 dieser Vereinbarung bezeichneten 
geplanten Projekte, von denen sie Kenntnis erhalten, benachrich¬ 
tigen. Mit der Benachrichtigung werden die Angaben nach Arti¬ 
kel 3 Absatz 2 des Espoo-Übereinkommens übermittelt, ein¬ 
schließlich einer Information über Art, Ablauf und Stand des 
Verfahrens, in dessen Rahmen eine Umweltverträglichkeitsprü- 
fung durchgeführt wird. 

(2) Wenn die Ursprungspartei ein Verfahren zur Festlegung 
des Inhalts und Umfangs der UVP-Dokumentation (Scoping) 
durchführt, soll die betroffene Vertragspartei nach Absatz 1 über 
das geplante Projekt benachrichtigt werden und es sollen ihr 
geeignete Angaben zu dem geplanten Projekt sowie zur Durch¬ 
führung dieses Verfahrens übermittelt werden. Die betroffene 
Vertragspartei erhält Gelegenheit, zu Inhalt und Umfang der UVP- 
Dokumentation spätestens 30 Tage nach Abgabe der Erklärung 
zur Teilnahme an der Umweltverträglichkeitsprüfung Stellung zu 
nehmen. 

(3) Die Benachrichtigung nach Absatz 1 wird wie folgt über¬ 
mittelt: 


Artykut 2 

Strategiczne oceny oddziafywania na 
srodowisko projektöw planöw i programöw 

(1) Niniejsza Umowa ma zastosowanie do kazdego planu i 
programu, ktörego realizacja moze spowodowac znaczgce trans- 
graniczne oddziafywanie na srodowisko na obszarze podlegajg- 
cym jurysdykcji paristwa drugiej Umawiajgcej sie Strony i dla ktö¬ 
rego, zgodnie z przepisami krajowymi obowi^zujgcymi w 
panstwie Strony pochodzenia, przeprowadza sie strategiczne 
ocene oddziafywania na srodowisko. 

(2) W odniesieniu do strategicznej oceny oddziafywania na 
srodowisko, o ktörej mowa w ustepie 1, majg zastosowanie ar- 
tykuty 2 do 12 Protokotu strategicznego oraz artykuty 11 do 26 
niniejszej Umowy. 

(3) W przypadku gdy projekt planu, o ktörym mowa w uste- 
pie 1, podlega röwniez artykutowi 6 ustep 1 Umowy z dnia 
19 maja 1992 roku, to Strona pochodzenia informuje Niemiecko- 
Polskg Komisje do Spraw Wöd Granicznych, utworzone na pod- 
stawie artykutu 10 Umowy z dnia 19 maja 1992 roku, ze przepro¬ 
wadza strategiczne ocene oddziafywania na srodowisko w 
kontekscie transgranicznym. 

(4) Jezeli dla projektu planu lub programu, o ktörym mowa w 
ustepie 1, przeprowadzana jest strategiczna ocena oddziatywa- 
nia na srodowisko w kontekscie transgranicznym i jednoczesnie 
plan ten lub program dotyczy zakresu zadari Niemiecko-Polskie- 
go Komitetu do spraw Gospodarki Przestrzennej dziatajecego w 
ramach Niemiecko-Polskiej Komisji Miedzyrzgdowej do spraw 
Wspötpracy Regionalnej i Przygranicznej, utworzonej na mocy 
noty dyplomatycznej z dnia 17 czerwca 1991 roku, to Komitet 
ten o przeprowadzeniu strategicznej oceny oddziafywania na sro¬ 
dowisko w kontekscie transgranicznym zostanie poinformowany 
przez Strone pochodzenia. 

(5) Jezeli plan lub program, o ktörym mowa w ustepie 1, ma 
byc realizowany na obszarach podlegajecych jurysdykcji paristw 
obu Umawiajecych sie Stron, wtasciwe organy obu Umawiaje- 
cych sie Stron porozumiewaje sie niezwtocznie co do tego, czy i 
w jakim zakresie strategiczna ocena oddziafywania na srodowi¬ 
sko dla catego projektu planu lub programu ma byc przeprowa- 
dzona w catosci lub w czesci przez jedne Umawiajece sie Strone 
lub wspölnie przez obie Umawiajece sie Strony. 

Rozdziaf 2 
Tryb postepowania 

w odniesieniu do oceny oddziafywania 
na srodowisko planowanych dziatalnosci 

Artykut 3 
Powiadamianie 

(1) Umawiajece sie Strony bede powiadamiaty sie tak szybko, 
jak to mozliwe o wszystkich planowanych dziatalnosciach okre- 
slonych w artykule 1 ustep 1 niniejszej Umowy. Wraz z powiado- 
mieniem przekazane zostane dane zgodnie z artykutem 3 ustep 2 
Konwencji z Espoo, tecznie z informacje o rodzaju, przebiegu i 
stanie postepowania, w ramach ktörego przeprowadzana jest 
ocena oddziafywania na srodowisko. 

(2) Jezeli Strona pochodzenia przeprowadza postepowanie w 
sprawie ustalenia tresci i zakresu dokumentacji oceny oddziafy¬ 
wania na srodowisko (scoping), Strona narazona zgodnie z uste- 
pem 1 powinna zostac powiadomiona o planowanej dziatalnosci 
i powinny zostac jej przekazane odpowiednie dane dotyczece 
planowanej dziatalnosci i do przeprowadzenia tego postepowa¬ 
nia. Strona narazona ma mozliwosc zajecia stanowiska w spra¬ 
wie ustalenia tresci i zakresu dokumentacji oceny oddziafywania 
na srodowisko najpözniej w terminie 30 dni od dnia ztozenia de- 
klaracji uczestnictwa w ocenie oddziafywania na srodowisko. 

(3) Powiadomienie, o ktörym mowa w ustepie 1, bedzie prze- 
kazywane w nastepujgcy sposöb: 
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1. Ist die Bundesrepublik Deutschland die Ursprungspartei, so 
übermittelt die für die Umweltverträglichkeitsprüfung zustän¬ 
dige Behörde des Landes, in dessen Gebiet unter seiner Ho¬ 
heitsgewalt das geplante Projekt durchgeführt werden soll, 
die Benachrichtigung an die für die Angelegenheiten der Um¬ 
weltverträglichkeitsprüfung zuständige zentrale Behörde der 
Regierungsverwaltung der Republik Polen. Sofern eine Be¬ 
hörde des Bundes die für die Umweltverträglichkeitsprüfung 
zuständige Behörde ist, übermittelt diese die Benachrich¬ 
tigung. Darüber hinaus unterrichtet die zuständige deutsche 
Behörde gleichzeitig das für die Angelegenheiten des Um¬ 
weltschutzes zuständige Bundesministerium und das für die 
Angelegenheiten des Umweltschutzes zuständige Ministe¬ 
rium des betreffenden Landes über den Inhalt der übermit¬ 
telten Benachrichtigung. 

2. Ist die Republik Polen die Ursprungspartei, so übermittelt die 
für die Angelegenheiten der Umweltverträglichkeitsprüfung 
zuständige zentrale Behörde der Regierungsverwaltung die 
Benachrichtigung gleichzeitig an 

a) das für die Angelegenheiten des Umweltschutzes zu¬ 
ständige Ministerium des Landes der Bundesrepublik 
Deutschland, in dessen Gebiet unter seiner Hoheitsgewalt 
das geplante Projekt erhebliche nachteilige grenzüber¬ 
schreitende Umweltauswirkungen haben kann, sowie 

b) das für die Angelegenheiten des Umweltschutzes zustän¬ 
dige Bundesministerium der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land. 

(4) Die betroffene Vertragspartei bestätigt der Ursprungspartei 
unverzüglich den Erhalt der Benachrichtigung nach Absatz 1 und 
erklärt unverzüglich, spätestens jedoch 30 Tage nach dem Tag 
des Eingangs der Benachrichtigung, ob sie beabsichtigt, an der 
Umweltverträglichkeitsprüfung teilzunehmen. Falls die betroffene 
Vertragspartei beabsichtigt, an der Umweltverträglichkeitsprü¬ 
fung teilzunehmen, informiert sie die Ursprungspartei zugleich 
darüber, welche Behörden der betroffenen Vertragspartei für 

1. die Entgegennahme der UVP-Dokumentation nach Artikel 4, 


2. die Beteiligung an der Umweltverträglichkeitsprüfung, 

3. die Mitwirkung an Konsultationen nach Artikel 8 sowie für 

4. die Entgegennahme der Entscheidung nach Artikel 9 
zuständig sind. 

(5) Ist eine der Vertragsparteien der Auffassung, dass die Um¬ 
welt im Gebiet unter ihrer Hoheitsgewalt von einer erheblichen 
nachteiligen grenzüberschreitenden Auswirkung eines geplanten 
Projektes nach Artikel 1 Absatz 1 betroffen sein wird, und wurde 
sie nicht nach Absatz 1 benachrichtigt, so übermittelt die Ur¬ 
sprungspartei auf Ersuchen der betroffenen Vertragspartei die in 
Absatz 1 genannten Angaben. Nach Erhalt dieser Angaben ver¬ 
fährt die betroffene Vertragspartei nach Absatz 4. 

(6) Erklärt die betroffene Vertragspartei, dass sie an der Um¬ 
weltverträglichkeitsprüfung teilnehmen wird, so übermittelt die 
Ursprungspartei, sofern nicht bereits nach Absatz 1 geschehen, 
die Angaben nach Artikel 3 Absatz 5 des Espoo-Übereinkom- 
mens. Die Ursprungspartei informiert die betroffene Vertragspar¬ 
tei zum Zeitpunkt der Benachrichtigung nach Absatz 1 oder spä¬ 
testens zum Zeitpunkt der Übermittlung der UVP-Dokumentation 
darüber, welche Behörden an der Umweltverträglichkeitsprüfung 
teilnehmen. 


(7) Muster für die Benachrichtigung, für die Empfangsbestä¬ 
tigung der Benachrichtigung und für die Teilnahmeerklärung sind 
in den Anlagen 1 bis 3, die Bestandteil dieser Vereinbarung sind, 
festgelegt. 


1. jezeli Strang pochodzenia jest Republika Federalna Niemiec, 
powiadomienie przekazuje organ wtasciwy do oceny oddzia- 
tywania na srodowisko kraju zwigzkowego, na obszarze pod 
ktörego jurysdykcjg ma byc realizowana planowana dziatal- 
nosc, centralnemu organowi administracji rzgdowej Rzeczy- 
pospolitej Polskiej wtasciwemu do spraw ocen oddziatywania 
na srodowisko. Jezeli organem wtasciwym do oceny oddzia¬ 
tywania na srodowisko jest organ federalny, to ten organ 
przekazuje to powiadomienie. Ponadto wtasciwy niemiecki 
organ informuje röwnoczesnie federalne ministerstwo wtasci- 
we do spraw ochrony srodowiska i ministerstwo wtasciwe do 
spraw ochrony srodowiska odnosnego kraju zwigzkowego o 
tresci przekazanego powiadomienia, 


2. jezeli Strang pochodzenia jest Rzeczpospolita Polska, cen- 
tralny organ administracji rzgdowej wtasciwy do spraw ocen 
oddziatywania na srodowisko przekazuje röwnoczesnie po¬ 
wiadomienie: 

a) ministerstwu wtasciwemu do spraw ochrony srodowiska 
kraju zwigzkowego Republiki Federalnej Niemiec, na ob¬ 
szarze pod ktörego jurysdykcjg planowana dziatalnosc 
moze spowodowac znaczgce negatywne transgraniczne 
oddziatywanie na srodowisko, oraz 

b) federalnemu ministerstwu wtasciwemu do spraw ochrony 
srodowiska Republiki Federalnej Niemiec. 

(4) Strona narazona potwierdzi niezwtocznie Stronie pocho¬ 
dzenia otrzymanie powiadomienia zgodnie z ustgpem 1 i zade- 
klaruje niezwtocznie, najpözniej jednak w terminie 30 dni od dnia 
otrzymania tego powiadomienia, czy zamierza uczestniczyc w 
ocenie oddziatywania na srodowisko. Jezeli Strona narazona za¬ 
mierza uczestniczyc w tej ocenie, poinformuje jednoczesnie Stra¬ 
ng pochodzenia, ktöre organy Strony narazonej bgdg wtasciwe 
w sprawach: 

1. otrzymania dokumentacji oceny oddziatywania na srodowi¬ 
sko, o ktörej mowa w artykule 4, 

2. udziatu w ocenie oddziatywania na srodowisko, 

3. udziatu w konsultacjach, o ktörych mowa w artykule 8, 

4. otrzymania decyzji, o ktörej mowa w artykule 9. 


(5) Jezeli jedna z Umawiajgcych sig Stron uwaza, ze srodowi¬ 
sko na obszarze podlegajgcym jurysdykcji jej paristwa bgdzie na- 
razone na znaczgce negatywne transgraniczne oddziatywanie 
planowanej dziatalnosci, o ktörej mowa w artykule 1 ustgp 1, i nie 
zostata powiadomiona zgodnie z ustgpem 1, to Strona pocho¬ 
dzenia przekaze na wniosek Strony narazonej dane wymienione 
w ustgpie 1. Po otrzymaniu tych danych Strona narazona postg- 
puje zgodnie z ustgpem 4. 

(6) Jezeli Strona narazona zadeklaruje, ze wezmie udziat w 
ocenie oddziatywania na srodowisko, to Strona pochodzenia 
przekaze Stronie narazonej dane zgodnie z artykutem 3 ustgp 5 
Konwencji z Espoo, o ile nie miato to juz miejsca, zgodnie z ustg¬ 
pem 1 niniejszego artykutu. Strona pochodzenia poinformuje 
Strang narazong w momencie powiadomienia, o ktörym mowa 
w ustgpie 1 niniejszego artykutu, lub najpözniej w momencie 
przekazania dokumentacji oceny oddziatywania na srodowisko, 
ktöre organy bgdg uczestniczyty w ocenie oddziatywania na sro¬ 
dowisko. 

(7) Wzory powiadomienia, potwierdzenia odbioru powiado¬ 
mienia i deklaracji uczestnictwa okreslone sg w zatgcznikach nr 1 
do 3 stanowigcych integralng czgsc niniejszej Umowy. 
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Artikel 4 

UVP-Dokumentation; Frist für 

Stellungnahmen sowie für Anmerkungen und Einwände 

(1) Hat die betroffene Vertragspartei erklärt, dass sie an der 
Umweltverträglichkeitsprüfung teilnimmt, so ist die Ursprungs¬ 
partei verpflichtet, mindestens ein Exemplar der UVP-Dokumen¬ 
tation unverzüglich nach ihrer Erstellung nach Artikel 4 Absatz f 
des Espoo-Übereinkommens der betroffenen Vertragspartei zu 
übermitteln. 

(2) Die Ursprungspartei setzt der betroffenen Vertragspartei 
gleichzeitig mit Übermittlung der UVP-Dokumentation eine an¬ 
gemessene Frist, innerhalb derer Stellungnahmen von Behörden 
sowie Anmerkungen und Einwände der Öffentlichkeit der betrof¬ 
fenen Vertragspartei übermittelt werden können. Bei der Bemes¬ 
sung der Frist wird die Ursprungspartei im Rahmen ihrer inner¬ 
staatlichen Rechtsvorschriften die Art des geplanten Projektes, 
die Art und den Umfang der voraussichtlichen erheblichen nach¬ 
teiligen grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen im Gebiet 
unter der Hoheitsgewalt der betroffenen Vertragspartei und die 
Notwendigkeit, die Umweltverträglichkeitsprüfung so bald wie 
möglich abzuschließen, berücksichtigen. Die Frist soll außer in 
besonderen Fällen drei Monate nicht überschreiten. 

(3) Ein Muster für die Übermittlung der UVP-Dokumentation 
und die Fristsetzung ist in Anlage 4, die Bestandteil dieser Ver¬ 
einbarung ist, festgelegt. 

Artikel 5 

Mitwirkung der Öffentlichkeit 

(1) Die Vertragsparteien stellen nach den Grundsätzen, die mit 
ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften übereinstimmen, die 
Beteiligung der Öffentlichkeit an der Umweltverträglichkeitsprü¬ 
fung des geplanten Projektes nach Artikel 1 Absatz 1 sicher. Die 
Öffentlichkeit der betroffenen Vertragspartei kann ihre Anmerkun¬ 
gen und Einwände innerhalb einer solchen Frist äußern, die für 
die Öffentlichkeit der Ursprungspartei vorgesehen ist. Über die¬ 
ses Verfahren wird die Öffentlichkeit der betroffenen Vertragspar¬ 
tei durch die zuständige Behörde der betroffenen Vertragspartei 
durch die Bekanntmachung der Information über die Einleitung 
des Verfahrens und über die Auslegung der Dokumentation, die 
in Artikel 4 Absatz 1 genannt ist, informiert, zusammen mit der 
Bekanntgabe von Bedingungen über die Abgabe von Anmerkun¬ 
gen und Einwänden sowie über die Voraussetzungen, unter de¬ 
nen die Entscheidung angefochten werden kann. Die zuständige 
Behörde der Ursprungspartei wird über den Termin der Ausle¬ 
gung der Dokumentation zur Einsichtnahme für die Öffentlichkeit 
der betroffenen Vertragspartei unterrichtet. 

(2) Die Öffentlichkeit der betroffenen Vertragspartei kann ihre 
Anmerkungen und Einwände unmittelbar an die für die Entschei¬ 
dung über das geplante Projekt zuständige Behörde der Ur¬ 
sprungspartei übermitteln. 

(3) Wenn die Ursprungspartei nach ihren innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften eine Erörterung mit der Öffentlichkeit im Rah¬ 
men der Umweltverträglichkeitsprüfung durchführt, teilt sie der 
betroffenen Vertragspartei den Termin und den Ort der Erörterung 
frühzeitig mit. Die zuständige Behörde der betroffenen Vertrags¬ 
partei benachrichtigt die eigene Öffentlichkeit über den Termin 
und den Ort der von der Ursprungspartei durchgeführten Erör¬ 
terung. 

Artikel 6 

Stellungnahmen der Behörden 

(1) Ist die Republik Polen die betroffene Vertragspartei, so 
übermittelt die für die Angelegenheiten der Umweltverträglich¬ 
keitsprüfung zuständige zentrale Behörde der Regierungsverwal¬ 
tung Stellungnahmen zu dem geplanten Projekt gleichzeitig an 

1. die für die Umweltverträglichkeitsprüfung zuständige Behör¬ 
de, die die in Artikel 3 Absatz 1 genannte Benachrichtigung 
übermittelt hat, 


Artykut 4 

Dokumentacja oceny oddziatywania na srodowisko 
oraz termin przekazywania stanowisk, uwag i zastrzezen 

(1) Po zadeklarowaniu przez Strang narazong uczestnictwa w 
ocenie oddziatywania na srodowisko Strona pochodzenia jest 
obowigzana do przekazania Stronie narazonej co najmniej jed- 
nego egzemplarza dokumentacji oceny oddziatywania na srodo¬ 
wisko, sporzgdzonej zgodnie z artykutem 4 ustgp 1 Konwencji z 
Espoo, niezwtocznie po jej sporzgdzeniu. 

(2) Strona pochodzenia röwnoczesnie z przekazaniem doku¬ 
mentacji oceny oddziatywania na srodowisko wyznaczy Stronie 
narazonej stosowny termin, w ktörym mogg byc przekazywane 
stanowiska organöw oraz uwagi i zastrzezenia spoteczenstwa 
Strony narazonej. Przy okreslaniu terminu Strona pochodzenia 
uwzglgdni w ramach jej przepisöw krajowych rodzaj planowanej 
dziatalnosci, rodzaj i zakres potencjalnego znaczgcego negatyw- 
nego transgranicznego oddziatywania na srodowisko na obszar 
podlegajgcy jurysdykcji paristwa Strony narazonej, a takze ko- 
niecznosc mozliwie szybkiego zakoriczenia oceny oddziatywania 
na srodowisko. Termin poza szczegölnymi przypadkami nie po- 
winien przekraczac 3 miesigcy. 

(3) Wzör przekazania dokumentacji oceny oddziatywania na 
srodowisko i wyznaczenia terminu okreslony jest w zatgczniku 
nr 4 stanowigcym integralng czgsc niniejszej Umowy. 

Artykut 5 

Udziat spoteczenstwa 

(1) Umawiajgce sig Strony zapewnig mozliwosc udziatu spo- 
teczeristwa w ocenie oddziatywania na srodowisko planowanej 
dziatalnosci, o ktörej mowa w artykule 1 ustgp 1, na zasadach 
zgodnych z ich przepisami krajowymi. Spoteczenstwo Strony na¬ 
razonej bgdzie miato mozliwosc wyrazenia swoich uwag i za- 
strzezen przez taki okres, jaki jest przewidziany dla spoteczen- 
stwa Strony pochodzenia. O ocenie tej spoteczenstwo Strony 
narazonej zostanie poinformowane przez wtasciwy organ Strony 
narazonej przez podanie do publicznej wiadomosci informacji o 
wszczgciu postgpowania i wytozeniu dokumentacji, o ktörej 
mowa w artykule 4 ustgp 1, wraz z poinformowaniem o warun- 
kach sktadania uwag i zastrzezen, jak röwniez o warunkach za- 
skarzania decyzji. Wtasciwy organ Strony pochodzenia zostanie 
zawiadomiony o terminie wytozenia dokumentacji do wglgdu 
spoteczenstwa Strony narazonej. 


(2) Spoteczenstwo Strony narazonej ma mozliwosc przekaza¬ 
nia swoich uwag i zastrzezen bezposrednio do organu Strony po¬ 
chodzenia wtasciwego do wydania decyzji dotyczgcej planowa¬ 
nej dziatalnosci. 

(3) Jezeli Strona pochodzenia zgodnie z jej przepisami krajo¬ 
wymi przeprowadza rozprawg administracyjng dla spoteczeh- 
stwa w ramach oceny oddziatywania na srodowisko, to powia- 
damia z odpowiednim wyprzedzeniem Strony narazong o 
terminie i miejscu jej przeprowadzenia. Wtasciwy organ Strony 
narazonej powiadamia swoje spoteczenstwo o terminie i miejscu 
rozprawy administracyjnej organizowanej przez Strony pocho¬ 
dzenia. 

Artykut 6 

Stanowiska organöw 

(1) Jezeli Strang narazong jest Rzeczpospolita Polska, wöw- 
czas centralny organ administracji rzgdowej wtasciwy do spraw 
ocen oddziatywania na srodowisko przekazuje röwnoczesnie sta¬ 
nowiska dotyczgce planowanej dziatalnosci: 

1. organowi wtasciwemu do oceny oddziatywania na srodowi¬ 
sko, ktöry przekazat powiadomienie, o ktörym mowa w arty¬ 
kule 3 ustgp 1, 
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2. das für die Angelegenheiten des Umweltschutzes zuständige 
Ministerium des jeweiligen Landes der Bundesrepublik 
Deutschland und 

3. das für die Angelegenheiten des Umweltschutzes zuständige 
Bundesministerium der Bundesrepublik Deutschland. 

(2) Ist die Bundesrepublik Deutschland die betroffene Ver¬ 
tragspartei, so übermitteln die in ihrem umweltbezogenen Auf¬ 
gabenbereich berührten deutschen Behörden ihre Stellungnah¬ 
men zum geplanten Projekt gleichzeitig an 

1. die für die Angelegenheiten der Umweltverträglichkeitsprü¬ 
fung zuständige zentrale Behörde der Regierungsverwaltung 
der Republik Polen und 

2. die für die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung 
zuständige Behörde. 

Artikel 7 

Austausch von Informationen 

Im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung nach Artikel 1 
Absatz 1 können die für die Entscheidung zuständige Behörde 
und andere an diesem Verfahren beteiligte Behörden der Ver¬ 
tragsparteien unmittelbar Informationen zu dem Verfahren aus- 
tauschen. 

Artikel 8 

Konsultationen vor dem Erlass der Entscheidung 

(1) Die betroffene Vertragspartei teilt der Ursprungspartei spä¬ 
testens mit Ablauf der Frist für die Übermittlung der Stellungnah¬ 
men nach Artikel 4 Absatz 2 dieser Vereinbarung mit, ob sie an 
Konsultationen nach Artikel 5 des Espoo-Übereinkommens in 
Form eines Treffens interessiert ist. 

(2) Falls die betroffene Vertragspartei ihr Interesse an solchen 
Konsultationen erklärt, so 

1. legen die Vertragsparteien, nachdem die Ursprungspartei 
Konsultationstermine vorgeschlagen hat, unverzüglich einen 
angemessenen zeitlichen Rahmen einschließlich der Termine 
sowie der Orte der Konsultationen unter Beachtung der 
Grundsätze von Artikel 4 Absatz 2 fest, 

2. teilt die Ursprungspartei der betroffenen Vertragspartei zu¬ 
dem mit, welche Behörden für die Durchführung der Konsul¬ 
tationen zuständig sind, 

3. informiert die Ursprungspartei die betroffene Vertragspartei 
zu einem geeigneten Zeitpunkt vor Abschluss der Konsulta¬ 
tionen darüber, ob und welche Maßnahmen zur Verringerung 
oder Beseitigung der erheblichen nachteiligen grenzüber¬ 
schreitenden Umweltauswirkungen auf Grund der Stellung¬ 
nahmen der Behörden sowie der Anmerkungen und der Ein¬ 
wände der Öffentlichkeit der betroffenen Vertragspartei 
ergriffen werden sollen. 

(3) Die Entscheidung über das geplante Projekt darf nicht vor 
dem Abschluss der Konsultationen getroffen werden, wenn die 
Konsultationen den von den Vertragsparteien festgelegten zeit¬ 
lichen Rahmen nicht überschreiten. Zuvor vereinbarte Konsulta¬ 
tionen finden nicht statt, wenn die betroffene Vertragspartei 
schriftlich darauf verzichtet, weil alle Fragen zu den erheblichen 
nachteiligen grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen des 
geplanten Projektes durch Informationsaustausch zwischen den 
zuständigen Behörden der Vertragsparteien geklärt wurden. 

(4) Die Vertragsparteien können andere Verfahrensteilnehmer 
und Experten zur Teilnahme an den Konsultationen einladen. 


Artikel 9 

Übermittlung der Entscheidung 

(1) Die Ursprungspartei übermittelt der betroffenen Vertrags¬ 
partei die Entscheidung über das geplante Projekt nach Artikel 6 


2. ministerstwu wtasciwemu do spraw ochrony srodowiska od- 
powiedniego kraju zwigzkowego Republiki Federalnej Nie- 
miec, 

3. federalnemu ministerstwu wtasciwemu do spraw ochrony 
srodowiska Republiki Federalnej Niemiec. 

(2) Jezeli Strang narazong jest Republika Federalna Niemiec, 
wöwczas niemieckie organy, ktörych kompetencje w zakresie za- 
dah dotyczgcych ochrony srodowiska tego dotyczg, przekazujg 
röwnoczesnie swoje stanowiska dotyczgce planowanej dziatal¬ 
nosci: 

1. centralnemu organowi administracji rzgdowej Rzeczypospo- 
litej Polskiej wtasciwemu do spraw ocen oddziatywania na 
srodowisko, 

2. organowi wtasciwemu do przeprowadzenia oceny oddziaty¬ 
wania na srodowisko. 

Artykut 7 

Wymiana informacji 

W ramach oceny oddziatywania na srodowisko planowanej 
dziatalnosci, o ktörej mowa w artykule 1 ustgp 1, organ wtasciwy 
do wydania decyzji i inne organy Umawiajgcych sig Stron uczest- 
niczgce w tym postgpowaniu mogg bezposrednio wymieniac in- 
formacje dotyczgce postgpowania. 

Artykut 8 

Konsultacje przed wydaniem decyzji 

(1) Strona narazona zawiadomi Strang pochodzenia najpözniej 
wraz z uptywem terminu przeznaczonego na przekazanie stano- 
wisk, o ktörych mowa w artykule 4 ustgp 2 niniejszej Umowy, czy 
jest zainteresowana konsultacjami w formie spotkania, o ktörych 
jest mowa w artykule 5 Konwencji z Espoo. 

(2) Jezeli Strona narazona zgtosi zainteresowanie takimi kon¬ 
sultacjami, to: 

1. Umawiajgce sig Strony, po zaproponowaniu przez Strang po¬ 
chodzenia terminöw konsultacji, niezwtocznie ustalg stosow- 
ne ramy czasowe, w tym terminy oraz miejsca konsultacji, z 
uwzglgdnieniem zasad zawartych w artykule 4 ustgp 2, 

2. Strona pochodzenia poinformuje ponadto Strang narazong, 
ktöre organy sg wtasciwe do przeprowadzenia konsultacji, 

3. Strona pochodzenia we wtasciwym czasie przed zakoncze- 
niem konsultacji poinformuje Strang narazong o tym, czy i ja- 
kie dziatania dotyczgce redukowania lub eliminowania zna- 
czgcego negatywnego transgranicznego oddziatywania na 
srodowisko majg byc podjgte ze wzglgdu na stanowiska or- 
ganöw oraz uwagi i zastrzezenia spoteczeristwa Strony nara- 
zonej. 

(3) Decyzja dotyczgca planowanej dziatalnosci nie moze byc 
wydana przed zakonczeniem konsultacji, o ile konsultacje nie 
przekraczajg ustalonych przez Umawiajgce sig Strony ram cza- 
sowych. Uzgodnione uprzednio konsultacje nie odbgdg sig, jezeli 
Strona narazona zrezygnuje z nich na pismie, poniewaz wszyst- 
kie kwestie dotyczgce znaczgcych negatywnych transgranicz- 
nych oddziatywan na srodowisko planowanej dziatalnosci zostaty 
wyjasnione w drodze wymiany informacji pomigdzy wtasciwymi 
organami obu Umawiajgcych sig Stron. 

(4) Umawiajgce sig Strony mogg zapraszac do uczestnictwa 
w konsultacjach innych uczestniköw postgpowania oraz eksper- 
töw. 

Artykut 9 

Przekazanie decyzji 

(1) Strona pochodzenia przekaze Stronie narazonej decyzjg 
dotyczgcg planowanej dziatalnosci, o ktörej mowa w artykule 6 
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des Espoo-Übereinkommens unverzüglich, nachdem die Ent¬ 
scheidung dem Antragsteller des geplanten Projektes zugestellt 
wurde. 

(2) Nach Erhalt der Entscheidung stellt die betroffene Ver¬ 
tragspartei sicher, dass diese Entscheidung den betroffenen Be¬ 
hörden und der Öffentlichkeit im Gebiet unter ihrer Hoheitsgewalt 
zugänglich gemacht wird. 

Artikel 10 

Analyse nach Durchführung des Projektes 

Die Vertragsparteien können im Einvernehmen festlegen, ob 
und wenn ja, in welchem Umfang eine Analyse nach Durchfüh¬ 
rung des Projektes nach Artikel 7 des Espoo-Übereinkommens 
durchgeführt werden soll, wenn die Entscheidung über das ge¬ 
plante Projekt oder die innerstaatlichen Rechtsvorschriften die 
Möglichkeit einer Analyse nach Durchführung vorsehen. 

Kapitel 3 

Verfahrensschritte 
der Strategischen Umweltprüfung 
von Plan- und Programmentwürfen 

Artikel 11 
Benachrichtigung 

(1) Die Vertragsparteien werden sich so früh wie möglich über 
alle im Artikel 2 Absatz 1 dieser Vereinbarung bezeichneten Plan- 
und Programmentwürfe benachrichtigen. Die Benachrichtigung 
findet nach Erstellung des Plan- oder Programmentwurfs und 
des Umweltberichts nach Artikel 7 des SEA-Protokolls statt. Mit 
der Benachrichtigung werden mindestens jeweils ein Exemplar 
des Plan- oder Programmentwurfs und des Umweltberichts so¬ 
wie Informationen über Art, Ablauf und Stand des Verfahrens zur 
Ausarbeitung und Annahme des Plans oder Programms übermit¬ 
telt. 

(2) Die Vertragsparteien können sich bereits vor der Benach¬ 
richtigung nach Absatz 1 über die Aufnahme von Arbeiten zur 
Erstellung eines Plan- oder Programmentwurfs sowie das dies¬ 
bezügliche Verfahren informieren. 

(3) Die Benachrichtigung nach Absatz 1 wird wie folgt über¬ 
mittelt: 

1. Ist die Bundesrepublik Deutschland die Ursprungspartei, so 
übermittelt die für die Strategische Umweltprüfung zustän¬ 
dige Behörde des Landes, in dessen Gebiet unter seiner 
Hoheitsgewalt der Plan oder das Programm durchgeführt 
werden soll, die Benachrichtigung an die für die Angelegen¬ 
heiten der Strategischen Umweltprüfung zuständige zentrale 
Behörde der Regierungsverwaltung der Republik Polen. So¬ 
fern eine Behörde des Bundes die für die Strategische Um¬ 
weltprüfung zuständige Behörde ist, übermittelt diese die 
Benachrichtigung. Darüber hinaus unterrichtet die zuständige 
deutsche Behörde gleichzeitig das für die Angelegenheiten 
des Umweltschutzes zuständige Bundesministerium und das 
für die Angelegenheiten des Umweltschutzes zuständige 
Ministerium des betreffenden Bundeslandes über den Inhalt 
der übermittelten Benachrichtigung. 

2. Ist die Republik Polen die Ursprungspartei, so übermittelt die 
für die Angelegenheiten der Strategischen Umweltprüfung 
zuständige zentrale Behörde der Regierungsverwaltung die 
Benachrichtigung gleichzeitig an 

a) das für die Angelegenheiten des Umweltschutzes zu¬ 
ständige Ministerium des Landes der Bundesrepublik 
Deutschland, in dessen Gebiet unter seiner Hoheitsgewalt 
der Plan oder das Programm erhebliche grenzüberschrei¬ 
tende Umweltauswirkungen haben kann, und 

b) das für die Angelegenheiten des Umweltschutzes zustän¬ 
dige Bundesministerium der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land. 


Konwencji z Espoo, niezwtocznie po jej dorgczeniu wnioskodaw- 
cy planowanej dziatalnosci. 

(2) Strona narazona po otrzymaniu decyzji zapewni, aby zo- 
stata ona udostgpniona zainteresowanym organom i spoteczen- 
stwu na obszarze podlegajgcym jurysdykcji jej paristwa. 


Artykut 10 

Analiza porealizacyjna 

Umawiajgce sie Strony mogg za porozumieniem ustalic, czy i 
jezeli tak, to w jakim zakresie nalezy przeprowadzic analizg po- 
realizacyjng, zgodnie z artykutem 7 Konwencji z Espoo, o ile de- 
cyzja dotyczgca planowanej dziatalnosci lub przepisy krajowe 
przewidujg mozliwosc przeprowadzenia analizy porealizacyjnej. 


Rozdziat 3 

Tryb postgpowania w odniesieniu do 
st ra t eg i czne j oceny oddziatywan ja na 
srodowisko projektöw planöw i programöw 

Artykut 11 
Powiadamianie 

(1) Umawiajgce sie Strony bgdg powiadamiaty sietak szybko, 
jak to mozliwe o wszystkich projektach planöw i programöw 
okreslonych w artykule 2 ustep 1 niniejszej Umowy. Powiadomie- 
nie ma miejsce po sporzgdzeniu projektu planu lub programu 
oraz prognozy oddziatywania na srodowisko, o ktörej mowa w 
artykule 7 Protokotu strategicznego. Wraz z powiadomieniem 
przekazywane sg co najmniej po jednym egzemplarzu projektu 
planu lub programu i prognozy oddziatywania na srodowisko 
oraz informacje o rodzaju, przebiegu i stanie postepowania w 
sprawie opracowania i przyjecia planu lub programu. 

(2) Umawiajgce sie strony möge informowac sie 0 przystgpie- 
niu do sporzgdzenia projektu planu lub programu i o postgpowa- 
niu dotyczgcym tego dokumentu, jeszcze przed powiadomie¬ 
niem, o ktörym mowa w ustepie 1. 

(3) Powiadomienie, o ktörym mowa w ustepie 1, bedzie prze¬ 
kazywane w nastgpujgcy sposöb: 

1. jezeli Strang pochodzenia jest Republika Federalna Niemiec, 
powiadomienie przekazuje organ wtasciwy do strategicznej 
oceny oddziatywania na srodowisko kraju zwigzkowego, na 
obszarze pod ktörego jurysdykcjg ma byc realizowany plan 
lub program, centralnemu organowi administracji rzgdowej 
Rzeczypospolitej Polskiej wtasciwemu do spraw strategicz- 
nych ocen oddziatywania na srodowisko. Jezeli organem wta- 
sciwym do strategicznej oceny oddziatywania na srodowisko 
jest organ federalny, to ten organ przekazuje to powiadomie¬ 
nie. Ponadto wtasciwy niemiecki organ informuje röwnocze- 
snie federalne ministerstwo wtasciwe do spraw ochrony sro- 
dowiska i ministerstwo wtasciwe do spraw ochrony 
srodowiska odpowiedniego kraju zwigzkowego o tresci prze- 
kazanego powiadomienia, 

2. jezeli Strang pochodzenia jest Rzeczpospolita Polska, powia¬ 
domienie przekazuje centralny organ administracji rzgdowej 
wtasciwy do spraw strategicznych ocen oddziatywania na 
srodowisko röwnoczesnie: 

a) ministerstwu wtasciwemu do spraw ochrony srodowiska 
kraju zwigzkowego Republiki Federalnej Niemiec, na ob- 
szar pod ktörego jurysdykcjg plan lub program moze spo- 
wodowac znaczgce transgraniczne oddziatywanie na sro¬ 
dowisko, i 

b) federalnemu ministerstwu wtasciwemu do spraw ochrony 
srodowiska Republiki Federalnej Niemiec. 
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(4) Die betroffene Vertragspartei bestätigt der Ursprungspartei 
unverzüglich den Erhalt der Benachrichtigung nach Absatz 1 und 
erklärt unverzüglich, spätestens jedoch 30 Tage nach dem Tag 
des Eingangs des Plan- oder Programmentwurfs und des Um¬ 
weltberichts, ob sie beabsichtigt, an der Strategischen Umwelt¬ 
prüfung teilzunehmen. Falls die betroffene Vertragspartei beab¬ 
sichtigt, an dieser Prüfung teilzunehmen, informiert sie die 
Ursprungspartei zugleich darüber, welche Behörden der betrof¬ 
fenen Vertragspartei für 

1. die Beteiligung an der Strategischen Umweltprüfung und 
erforderlichenfalls für die Entgegennahme des Plan- oder 
Programmentwurfs und des Umweltberichts, 

2. die Mitwirkung an Konsultationen nach Artikel 16 sowie 

3. die Entgegennahme der Unterlagen nach Artikel 17 
zuständig sind. 

(5) Ist eine der Vertragsparteien der Auffassung, dass die Um¬ 
welt im Gebiet unter ihrer Hoheitsgewalt von einer erheblichen 
grenzüberschreitenden Auswirkung infolge der Durchführung 
eines Plans oder Programms nach Artikel 2 Absatz 1 betroffen 
sein wird, und wurde sie nicht nach Absatz 1 benachrichtigt, so 
übermittelt die Ursprungspartei auf Ersuchen der betroffenen 
Vertragspartei die in Absatz 1 genannten Unterlagen. Nach Erhalt 
dieser Unterlagen verfährt die betroffene Vertragspartei nach Ab¬ 
satz 4. 

(6) Die Ursprungspartei informiert die betroffene Vertragspartei 
zum Zeitpunkt der Benachrichtigung nach Absatz 1 oder spätes¬ 
tens zum Zeitpunkt der Übermittlung des Plan- oder Programm¬ 
entwurfs und des Umweltberichts darüber, welche Behörden an 
der Strategischen Umweltprüfung teilnehmen. 

(7) Muster für die Benachrichtigung, die Empfangsbestätigung 
der Benachrichtigung, die Teilnahmeerklärung und, sofern erfor¬ 
derlich, die Übermittlung des Plan- oder Programmentwurfs und 
des Umweltberichts sind in den Anlagen 5 bis 7, die Bestandteil 
dieser Vereinbarung sind, festgelegt. 

Artikel 12 

Frist für Stellungnahmen 
sowie für Anmerkungen und Einwände 

(1) Hat die betroffene Vertragspartei erklärt, dass sie an der 
Strategischen Umweltprüfung teilnimmt, setzt die Ursprungspar¬ 
tei der betroffenen Vertragspartei umgehend eine angemessene 
Frist, innerhalb derer Stellungnahmen von Behörden sowie An¬ 
merkungen und Einwände der Öffentlichkeit der betroffenen Ver¬ 
tragspartei übermittelt werden können. Bei der Bemessung der 
Frist wird die Ursprungspartei im Rahmen ihrer innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften die Art des Plans oder Programms, die Art 
und den Umfang der voraussichtlichen erheblichen grenzüber¬ 
schreitenden Umweltauswirkungen im Gebiet unter der Hoheits¬ 
gewalt der betroffenen Vertragspartei und die Notwendigkeit, die 
Strategische Umweltprüfung so bald wie möglich abzuschließen, 
berücksichtigen. Die Frist soll außer in besonderen Fällen drei 
Monate nicht überschreiten. 

(2) Ein Muster für die Fristsetzung ist in Anlage 8, die Bestand¬ 
teil dieser Vereinbarung ist, festgelegt. 

Artikel 13 

Mitwirkung der Öffentlichkeit 

(1) Die Vertragsparteien stellen nach den Grundsätzen, die mit 
ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften übereinstimmen, die 
Beteiligung der Öffentlichkeit an der Strategischen Umweltprü¬ 
fung des Plan- oder Programmentwurfs nach Artikel 2 Absatz 1 
sicher. Die Öffentlichkeit der betroffenen Vertragspartei kann ihre 
Anmerkungen und Einwände innerhalb einer solchen Frist äu¬ 
ßern, die für die Öffentlichkeit der Ursprungspartei vorgesehen 
ist. Über dieses Verfahren wird die Öffentlichkeit der betroffenen 
Vertragspartei durch die zuständige Behörde der betroffenen Ver¬ 
tragspartei durch die Bekanntmachung der Information über die 
Einleitung des Verfahrens und über die Auslegung des Plan- oder 


(4) Strona narazona potwierdzi niezwtocznie Stronie pocho- 
dzenia otrzymanie powiadomienia zgodnie z ust?pem 1 i zade- 
klaruje niezwtocznie, najpözniej jednak wterminie 30 dni od dnia 
otrzymania projektu planu lub programu i prognozy oddziatywa- 
nia na srodowisko, czy zamierza uczestniczyc w strategicznej 
ocenie oddziatywania na srodowisko. Jezeli Strona narazona za¬ 
mierza uczestniczyc w tej ocenie, poinformuje jednoczesnie Stra¬ 
ng pochodzenia, ktöre organy Strony narazonej b?dg wtasciwe 
w sprawach: 

1. udziatu w strategicznej ocenie oddziatywania na srodowisko 
i w razie takiej koniecznosci w zakresie otrzymania projektu 
planu lub programu i prognozy oddziatywania na srodowisko, 

2. udziatu w konsultacjach, o ktörych mowa w artykule 16, 

3. otrzymania dokumentöw, o ktörych mowa w artykule 17. 

(5) Jezeli jedna z Umawiajgcych si? Stron uwaza, ze srodowi¬ 
sko na obszarze podlegajgcym jurysdykcji jej paristwa b?dzie na- 
razone na znaczgce transgraniczne oddziatywanie w wyniku re- 
alizacji planu lub programu, o ktörym mowa w artykule 2 ustfp 1, 
i nie zostata powiadomiona zgodnie z ust?pem 1, to Strona po¬ 
chodzenia przekaze na wniosek Strony narazonej dokumenty, o 
ktörych mowa w ust?pie 1. Po otrzymaniu tych dokumentöw 
Strona narazona post?puje zgodnie z ust?pem 4. 

(6) Strona pochodzenia poinformuje Stron? narazon?, ktöre 
organy b?dg uczestniczyty w strategicznej ocenie oddziatywania 
na srodowisko, w momencie powiadomienia, o ktörym mowa w 
ust?pie 1, lub najpözniej w chwili przekazania projektu planu lub 
programu i prognozy oddziatywania na srodowisko. 

(7) Wzory powiadomienia, potwierdzenia odbioru powiado¬ 
mienia, deklaracji uczestnictwa oraz, w razie potrzeby, przeka¬ 
zania projektu planu lub programu i prognozy oddziatywania na 
srodowisko sg okreslone w zatgcznikach nr 5 do 7 stanowigcych 
integralng cz?sc niniejszej Umowy. 

Artykut 12 

Termin przekazywania 
stanowisk oraz uwag i zastrzezen 

(1) Jezeli Strona narazona zadeklarowata, ze chce uczest¬ 
niczyc w strategicznej ocenie oddziatywania na srodowisko, 
Strona pochodzenia niezwtocznie wyznaczy Stronie narazonej 
stosowny termin, w ktörym mogg byc przekazywane stanowiska 
organöw oraz uwagi i zastrzezenia spoteczehstwa Strony nara¬ 
zonej. Przy okreslaniu terminu Strona pochodzenia uwzgl?dni w 
ramach jej przepisöw krajowych rodzaj planu lub programu, ro- 
dzaj i zakres potencjalnego znacz?cego transgranicznego od¬ 
dziatywania na srodowisko na obszar podlegajgcy jurysdykcji 
panstwa Strony narazonej, a takze koniecznosc mozliwie szyb- 
kiego zakonczenia strategicznej oceny oddziatywania na srodo¬ 
wisko. Termin poza szczegölnymi przypadkami nie powinien 
przekraczac 3 miesi?cy. 

(2) Wzör wyznaczenia terminu okreslony jest w zatgczniku nr 8 
stanowigcym integraln? cz?sc niniejszej Umowy. 

Artykut 13 

Udziat spoteczehstwa 

(1) Umawiajgce si? Strony zapewnig mozliwosc udziatu spo¬ 
teczehstwa w strategicznej ocenie oddziatywania na srodowisko 
projektu planu iub programu, o ktörym mowa w artykule 2 
ust?p 1, na zasadach zgodnych z ich przepisami krajowymi. 
Spoteczenstwo Strony narazonej b?dzie miato mozliwosc wyra- 
zania swoich uwag i zastrzezen przez taki okres, jaki jest prze- 
widziany dla spoteczehstwa Strony pochodzenia. O post?powa- 
niu tym spoteczenstwo Strony narazonej poinformowane 
zostanie przez wtasciwy organ Strony narazonej przez podanie 
do publicznej wiadomosci informacji o wszcz?ciu post?powania 
i wytozeniu projektu planu lub programu oraz prognozy oddzia- 
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Programmentwurfs sowie des Umweltberichts informiert, zusam¬ 
men mit der Bekanntgabe von Bedingungen über die Abgabe 
von Anmerkungen und Einwänden sowie über mögliche Rechts¬ 
behelfe. Die zuständige Behörde der Ursprungspartei wird über 
den Termin der Auslegung der Unterlagen zur Einsichtnahme für 
die Öffentlichkeit der betroffenen Vertragspartei unterrichtet. 

(2) Die Öffentlichkeit der betroffenen Vertragspartei kann ihre 
Anmerkungen und Einwände unmittelbar an die für die Durch¬ 
führung der Strategischen Umweltprüfung zuständige Behörde 
der Ursprungspartei übermitteln. 

(3) Wenn die Ursprungspartei eine Erörterung mit der Öffent¬ 
lichkeit im Rahmen der Strategischen Umweltprüfung durchführt, 
teilt sie der betroffenen Vertragspartei den Termin und den Ort 
der Erörterung frühzeitig mit. Die zuständige Behörde der betrof¬ 
fenen Vertragspartei benachrichtigt die eigene Öffentlichkeit über 
den Termin und den Ort der von der Ursprungspartei durchge¬ 
führten Erörterung. 

Artikel 14 

Stellungnahmen der Behörden 

(1) Ist die Republik Polen die betroffene Vertragspartei, so 
übermittelt die für die Angelegenheiten der Strategischen Um¬ 
weltprüfung zuständige zentrale Behörde der Regierungsverwal¬ 
tung Stellungnahmen zu dem Plan- oder Programmentwurf und 
dem Umweltbericht gleichzeitig an 

1. die für die Strategische Umweltprüfung zuständige Behörde, 
die die in Artikel 11 Absatz 1 genannte Benachrichtigung 
übermittelt hat, 

2. das für die Angelegenheiten des Umweltschutzes zuständige 
Ministerium des jeweiligen Landes der Bundesrepublik 
Deutschland und 

3. das für die Angelegenheiten des Umweltschutzes zuständige 
Bundesministerium der Bundesrepublik Deutschland. 

(2) Ist die Bundesrepublik Deutschland die betroffene Ver¬ 
tragspartei, so übermitteln die in ihrem umweltbezogenen 
Aufgabenbereich berührten deutschen Behörden ihre Stellung¬ 
nahmen zu dem Plan- oder Programmentwurf und dem Um¬ 
weltbericht gleichzeitig an 

1. die für die Angelegenheiten der Strategischen Umweltprüfung 
zuständige zentrale Behörde der Regierungsverwaltung der 
Republik Polen und 

2. die für die Durchführung der Strategischen Umweltprüfung 
zuständige Behörde. 

Artikel 15 

Austausch von Informationen 

Im Rahmen der Strategischen Umweltprüfung nach Artikel 2 
Absatz 1 können die für die Durchführung der Strategischen Um¬ 
weltprüfung zuständige Behörde und andere an diesem Verfah¬ 
ren beteiligte Behörden der Vertragsparteien unmittelbar Infor¬ 
mationen zu dem Verfahren austauschen. 


Artikel 16 

Konsultationen vor der 
Annahme des Plans oder des Programms 

(1) Die betroffene Vertragspartei teilt der Ursprungspartei spä¬ 
testens mit Ablauf der Frist für die Übermittlung der Stellungnah¬ 
men nach Artikel 12 dieser Vereinbarung mit, ob sie an Konsul¬ 
tationen nach Artikel 10 Absatz 3 des SEA-Protokolls in Form 
eines Treffens interessiert ist. 

(2) Falls die betroffene Vertragspartei ihr Interesse an solchen 
Konsultationen erklärt, so 


tywania na srodowisko, wraz z poinformowaniem o warunkach 
przedstawiania uwag i zastrzezeh oraz o mozliwych srodkach od- 
wotawczych. Wtasciwy organ Strony pochodzenia zostanie po- 
wiadomiony o terminie wytozenia dokumentöw do wglgdu spo- 
teczenstwa Strony narazonej. 

(2) Spoteczehstwo Strony narazonej ma mozliwosc przekaza- 
nia swoich uwag i zastrzezeh bezposrednio do organu Strony po¬ 
chodzenia wtasciwego do przeprowadzenia strategicznej oceny 
oddziatywania na srodowisko. 

(3) Jezeli Strona pochodzenia organizuje spotkanie dla spote- 
czenstwa w ramach strategicznej oceny oddziatywania na sro¬ 
dowisko, to powiadamia z odpowiednim wyprzedzeniem Strony 
narazong o terminie i miejscu jego przeprowadzenia. Organ wta¬ 
sciwy Strony narazonej powiadamia swoje spoteczehstwo o ter¬ 
minie i miejscu spotkania organizowanego przez Strony pocho¬ 
dzenia. 

Artykut 14 

Stanowiska organöw 

(1) Jezeli Strang narazong jest Rzeczpospolita Polska, wöw- 
czas centralny organ administracji rzgdowej wtasciwy do spraw 
strategicznych ocen oddziatywania na srodowisko przekazuje 
röwnoczesnie stanowiska dotyczgce projektu planu lub progra- 
mu i prognozy oddziatywania na srodowisko: 

1. organowi wtasciwemu do strategicznej oceny oddziatywania 
na srodowisko, ktöry przekazat powiadomienie, o ktörym 
mowa w artykule 11 ustgp 1, 

2. ministerstwu wtasciwemu do spraw ochrony srodowiska od- 
powiedniego kraju zwigzkowego Republiki Federalnej Nie- 
miec, 

3. federalnemu ministerstwu wtasciwemu do spraw ochrony 
srodowiska Republiki Federalnej Niemiec. 

(2) Jezeli Strang narazong jest Republika Federalna Niemiec, 
wöwczas niemieckie organy, ktörych kompetencje w zakresie za- 
dah dotyczgcych ochrony srodowiska tego dotyczg, przekazujg 
röwnoczesnie swoje stanowiska dotyczgce projektu planu lub 
programu i prognozy oddziatywania na srodowisko: 

1. centralnemu organowi administracji rzgdowej Rzeczypospo- 
litej Polskiej wtasciwemu do spraw strategicznych ocen od¬ 
dziatywania na srodowisko, i 

2. organowi wtasciwemu do przeprowadzenia strategicznej oce¬ 
ny oddziatywania na srodowisko. 

Artykut 15 
Wymiana informacji 

W ramach strategicznej oceny oddziatywania na srodowisko, 
o ktörej mowa w artykule 2 ustgp 1, organ wtasciwy do przepro¬ 
wadzenia strategicznej oceny oddziatywania na srodowisko i inne 
organy Umawiajgcych sig Stron uczestniczgce w tym postgpo- 
waniu mogg bezposrednio wymieniac informacje dotyczgce tego 
postgpowania. 

Artykut 16 

Konsultacje przed 
przyjeciem planu lub programu 

(1) Strona narazona zawiadomi Strang pochodzenia najpözniej 
wraz z uptywem terminu przeznaczonego na przekazanie stano- 
wisk, o ktörych mowa w artykule 12 niniejszej Umowy, czy jest 
zainteresowana konsultacjami, o ktörych mowa w artykule 10 
ustgp 3 Protokotu strategicznego, w formie spotkania. 

(2) Jezeli Strona narazona zgtosi zainteresowanie takimi kon¬ 
sultacjami, to: 
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1. legen die Vertragsparteien, nachdem die Ursprungspartei 
Konsultationstermine vorgeschlagen hat, unverzüglich einen 
angemessenen zeitlichen Rahmen einschließlich der Termine 
sowie der Orte der Konsultationen unter Beachtung der 
Grundsätze von Artikel 12 fest, 

2. teilt die Ursprungspartei der betroffenen Vertragspartei zu¬ 
dem mit, welche Behörden für die Durchführung der Konsul¬ 
tationen zuständig sind, 

3. informiert die Ursprungspartei die betroffene Vertragspartei 
zu einem geeigneten Zeitpunkt vor Abschluss der Konsulta¬ 
tionen darüber, ob und welche Maßnahmen zur Verringerung 
oder Beseitigung der erheblichen grenzüberschreitenden 
Umweltauswirkungen auf Grund der Stellungnahmen der Be¬ 
hörden sowie der Anmerkungen und der Einwände der 
Öffentlichkeit der betroffenen Vertragspartei ergriffen werden 
sollen. 

(3) Der Plan oder das Programm darf nicht vor dem Abschluss 
der Konsultationen angenommen werden, wenn die Konsulta¬ 
tionen den von den Vertragsparteien festgelegten zeitlichen Rah¬ 
men nicht überschreiten. Zuvor vereinbarte Konsultationen finden 
nicht statt, wenn die betroffene Vertragspartei schriftlich darauf 
verzichtet, weil alle Fragen zu den erheblichen grenzüberschrei¬ 
tenden Umweltauswirkungen des Plan- oder Programmentwurfs 
durch Informationsaustausch zwischen den zuständigen Behör¬ 
den der Vertragsparteien geklärt wurden. 

(4) Die Vertragsparteien können andere Verfahrensteilnehmer 
und Experten zur Teilnahme an den Konsultationen einladen. 


Artikel 17 
Übermittlung des 

angenommenen Plans oder Programms 

(1) Die Ursprungspartei übermittelt der betroffenen Vertrags¬ 
partei unverzüglich nach Annahme des Plans oder Programms 

1. den angenommenen Plan oder das angenommene Pro¬ 
gramm, 

2. eine zusammenfassende Erklärung, 

a) wie Umwelterwägungen in den Plan oder das Programm 
einbezogen wurden, 

b) wie der Umweltbericht, die Anmerkungen und Einwände 
der Öffentlichkeit, die Stellungnahmen der Behörden so¬ 
wie die Ergebnisse der nach Artikel 16 geführten Konsul¬ 
tationen berücksichtigt wurden und 

c) aus welchen Gründen der angenommene Plan oder das 
angenommene Programm nach Abwägung mit den ge¬ 
prüften Alternativen gewählt wurde, 

sowie 

3. eine Aufstellung der beschlossenen Maßnahmen zur Über¬ 
wachung der erheblichen Umweltauswirkungen aus der 
Durchführung des angenommenen Plans oder Programms. 

(2) Die betroffene Vertragspartei stellt nach Erhalt der in Ab¬ 
satz 1 genannten Unterlagen sicher, dass diese den betroffenen 
Behörden und der Öffentlichkeit im Gebiet unter ihrer Ploheits- 
gewalt zugänglich gemacht werden. 

Artikel 18 
Überwachung 

(1) Die Vertragsparteien können im Einvernehmen festlegen, 
ob und wenn ja, in welchem Umfang die Ursprungspartei der 
betroffenen Vertragspartei die Ergebnisse der Überwachung der 
erheblichen grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen aus 
der Durchführung des angenommenen Plans oder Programms 
nach Artikel 12 des SEA-Protokolls übermittelt. 

(2) Die betroffene Vertragspartei stellt nach Erhalt der in 
Absatz 1 genannten Informationen sicher, dass diese den betrof- 


1. Umawiajgce sie Strony, po zaproponowaniu przez Strang po- 
chodzenia terminöw konsultacji, niezwtocznie ustalg stosow- 
ne ramy czasowe, w tym terminy oraz miejsca konsultacji, z 
uwzglgdnieniem zasad zawartych w artykule 12, 

2. Strona pochodzenia poinformuje ponadto Strang narazong, 
ktöre organy sg wtasciwymi organami do przeprowadzenia 
konsultacji, 

3. Strona pochodzenia we wtasciwym czasie przed zakohcze- 
niem konsultacji poinformuje Strang narazong o tym, czy i ja- 
kie dziatania dotyczgce redukowania lub eliminowania zna- 
czgcego transgranicznego oddziatywania na srodowisko 
majq byc podjgte ze wzglgdu na stanowiska organöw oraz 
uwagi i zastrzezenia spoteczehstwa Strony narazonej. 


(3) Plan lub program nie moze byc przyjgty przed zakohcze- 
niem konsultacji, o ile konsultacje nie przekraczajg ustalonych 
przez Umawiajgce sig Strony ram czasowych. Uzgodnione 
uprzednio konsultacje nie odbgdg sig, jezeli Strona narazona zre- 
zygnuje z nich na pismie, poniewaz wszystkie kwestie dotyczgce 
znaczgcych transgranicznych oddziatywah na srodowisko pro- 
jektu planu lub programu zostaty wyjasnione w drodze wymiany 
informacji pomigdzy wtasciwymi organami Umawiajgcych sig 
Stron. 

(4) Umawiajgce sig Strony mogg zapraszac do uczestnictwa 
w konsultacjach innych uczestniköw postgpowania oraz eksper- 
töw. 

Artykut 17 
Przekazanie 

przyjgtego planu lub programu 

(1) Po przyjgciu planu lub programu Strona pochodzenia nie¬ 
zwtocznie przekaze Stronie narazonej: 

1. przyjgty plan lub program, 

2. podsumowanie zawierajgce informacje: 

a) w jaki sposöb aspekty srodowiskowe zostaty wzigte pod 
uwagg w planie lub programie, 

b) w jaki sposöb zostaty uwzglgdnione: prognoza oddziaty¬ 
wania na srodowisko, uwagi i zastrzezenia spoteczen- 
stwa, stanowiska organöw oraz wyniki konsultacji podjg- 
tych zgodnie z artykutem 16, 

c) uzasadnienie wyboru przyjgtego planu lub programu w 
swietle innych rozpatrywanych rozwigzan alternatywnych. 


3. zestawienie dziatan przyjgtych w celu monitorowania znaczg- 
cych oddziatywah na srodowisko wynikajgcych z realizacji 
przyjgtego planu lub programu. 

(2) Strona narazona po otrzymaniu dokumentöw, o ktörych 
mowa w ustgpie 1, zapewni, aby zostaty one udostgpnione za- 
interesowanym organom i spoteczenstwu na obszarze podlega- 
jgcym jurysdykcji jej panstwa. 

Artykut 18 
Monitoring 

(1) Umawiajgce sig Strony mogg za porozumieniem ustalic, 
czy i jezeli tak, to w jakim zakresie Strona pochodzenia przekaze 
Stronie narazonej wyniki monitoringu znaczgcych transgranicz¬ 
nych oddziatywah na srodowisko, wynikajgcych z realizacji przy¬ 
jgtego planu lub programu, o ktörym mowa w artykule 12 Proto- 
kotu strategicznego. 

(2) Strona narazona po otrzymaniu informacji, o ktörych mowa 
w ustgpie 1, zapewni ich udostgpnienie zainteresowanym orga- 
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fenen Behörden und der Öffentlichkeit im Gebiet unter ihrer 
Hoheitsgewalt zugänglich gemacht werden. 

Kapitel 4 

Gemeinsame Vorschriften 

Artikel 19 

Einhaltung von Fristen 

(1) Die Einhaltung von Fristen für die Übermittlung von Mit¬ 
teilungen, Stellungnahmen, Anmerkungen und Einwänden an die 
zuständige Behörde der Ursprungspartei richtet sich nach den 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften der Ursprungspartei. Zur Ein¬ 
haltung von Fristen können auch elektronische Kommunikations¬ 
mittel genutzt werden. Die Berücksichtigung von Mitteilungen, 
Stellungnahmen, Anmerkungen und Einwänden, bei denen eine 
Frist nicht eingehalten worden ist, steht im Ermessen der zustän¬ 
digen Behörde der Ursprungspartei. 

(2) Ist nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften der be¬ 
troffenen Vertragspartei die Übermittlung von Anmerkungen und 
Einwänden der Öffentlichkeit der betroffenen Vertragspartei auch 
über die zuständige Behörde der betroffenen Vertragspartei 
möglich, so gelten Anmerkungen und Einwände der Öffentlich¬ 
keit der betroffenen Vertragspartei als fristgemäß, wenn sie nach 
Maßgabe von Absatz 1 der zuständigen Behörde der betroffenen 
Vertragspartei übermittelt worden sind. Die zuständige Behörde 
der betroffenen Vertragspartei übermittelt die Anmerkungen und 
Einwände zusammen mit der Angabe des Eingangsdatums an 
die zuständige Behörde der Ursprungspartei innerhalb der Frist 
nach Artikel 4 Absatz 2 oder Artikel 12 Absatz 1. 

Artikel 20 
Übersetzungen 

(1) Bei der Umweltverträglichkeitsprüfung übermittelt die Ur¬ 
sprungspartei der betroffenen Vertragspartei folgende Unterlagen 
übersetzt in die Amtssprache der betroffenen Vertragspartei: 

1. die Benachrichtigung und die Angaben nach Artikel 3 Ab¬ 
satz 1 und 6; 

2. die Angaben zur Festlegung des Inhalts und Umfangs der 
UVP-Dokumentation nach Artikel 3 Absatz 2; 

3. die nichttechnische Zusammenfassung der UVP-Dokumen- 
tation nach Artikel 4 Absatz 1 des Espoo-Übereinkommens 
sowie die Teile der UVP-Dokumentation, die es der betroffe¬ 
nen Vertragspartei ermöglichen, die voraussichtlichen erheb¬ 
lichen nachteiligen grenzüberschreitenden Umweltauswirkun¬ 
gen einzuschätzen und eine Stellungnahme abzugeben; 

4. bei Karten, die Teil der Unterlagen nach Nummer 3 sind, 
zumindest die Legende; 

5. die Teile der Entscheidung über das geplante Projekt ein¬ 
schließlich der Teile der Begründung, die es der betroffenen 
Vertragspartei ermöglichen, zu erkennen, wie die Entschei¬ 
dung 

a) die in der UVP-Dokumentation dargestellten voraussicht¬ 
lichen erheblichen nachteiligen grenzüberschreitenden 
Umweltauswirkungen, 

b) die entscheidungsrelevanten Stellungnahmen der Behör¬ 
den der betroffenen Vertragspartei, 

c) die entscheidungsrelevanten Anmerkungen und Einwän¬ 
de der Öffentlichkeit der betroffenen Vertragspartei, 

d) die Ergebnisse von Konsultationen zwischen der Ur¬ 
sprungspartei und der betroffenen Vertragspartei und 


nom i spoteczenstwu na obszarze podlegajgcym jurysdykcji jej 
pahstwa. 

Rozdziat 4 
Przepisy wspölne 

Artykut 19 

Dotrzymywanie terminöw 

(1) Terminy przekazania informacji, stanowisk, uwag i zastrze- 
zen wtasciwemu organowi Strony pochodzenia zalezg od prze- 
pisöw krajowych Strony pochodzenia. W celu dotrzymania ter¬ 
minöw korzystac mozna röwniez ze srodköw komunikacji 
elektronicznej. Uwzglgdnienie informacji, stanowisk, uwag i za- 
strzezen, w przypadku ktörych termin nie zostat dotrzymany, po- 
zostaje w gestii wtasciwego organu Strony pochodzenia. 


(2) Jezeli zgodnie z przepisami krajowymi Strony narazonej 
przekazanie uwag i zastrzezeri spoteczehstwa Strony narazonej 
jest mozliwe röwniez za posrednictwem wtasciwego organu Stro¬ 
ny narazonej, uwagi i zastrzezenia spoteczehstwa Strony nara¬ 
zonej uznaje sie za przekazane w terminie, jezeli stosownie do 
ustppu 1 przekazane zostaly wtasciwemu organowi Strony nara¬ 
zonej. Wtasciwy organ Strony narazonej przekazuje uwagi i za¬ 
strzezenia opatrzone datg wptywu wtasciwemu organowi Strony 
pochodzenia w terminie okreslonym w artykule 4 ustep 2 lub w 
artykule 12 ustep 1. 


Artykut 20 
Ttumaczenia 

(1) W przypadku oceny oddziatywania na srodowisko Strona 
pochodzenia przekaze Stronie narazonej nastepujgce dokumenty 
przettumaczone na jezyk urzedowy Strony narazonej: 

1. powiadomienie i dane, o ktörych mowa w artykule 3 ustep 1 
i ustep 6, 

2. dane dotyczgce ustalenia tresci i zakresu dokumentacji oce¬ 
ny oddziatywania na srodowisko, o ktörych mowa w artyku¬ 
le 3 ustep 2, 

3. streszczenie w jezyku niespecjalistycznym dokumentacji oce¬ 
ny oddziatywania na srodowisko, o ktörej mowa w artykule 4 
ustep 1 Konwencji z Espoo oraz te czesci dokumentacji oce¬ 
ny oddziatywania na srodowisko, ktöre umozliwig Stronie na¬ 
razonej ocene potencjalnego znaczgcego negatywnego 
transgranicznego oddziatywania na srodowisko i zajecie sta- 
nowiska, 

4. w przypadku map, ktöre stanowig czesc dokumentöw, o ktö¬ 
rych mowa w punkcie 3, co najmniej legende, 

5. czesci decyzji dotyczgce planowanej dziatalnosci, w tym cze¬ 
sci uzasadnienia, ktöre umozliwig Stronie narazonej zapozna- 
nie sie, w jaki sposöb decyzja uwzglednia: 

a) przedstawione w dokumentacji oceny oddziatywania na 
srodowisko potencjalne znaczgce negatywne transgra- 
niczne oddziatywania na srodowisko, 

b) istotne w procesie decyzyjnym stanowiska organöw Stro¬ 
ny narazonej, 

c) istotne w procesie decyzyjnym uwagi i zastrzezenia spo- 
teczenstwa Strony narazonej, 

d) wyniki konsultacji pomipdzy Strang pochodzenia i Strang 
narazong, 
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e) Maßnahmen zur Verringerung oder Beseitigung der er¬ 
heblichen nachteiligen grenzüberschreitenden Umwelt¬ 
auswirkungen 

berücksichtigt; 

6. eine Information über die Rechtsbehelfe gegen die Entschei¬ 
dung über das geplante Projekt; 

7. sonstige Unterlagen, die die Ursprungspartei erstellt und die 
für den Verfahrensablauf unumgänglich sind, insbesondere 
Einladungen zu Konsultationen und Protokolle über die Kon¬ 
sultationen; 

8. die Ergebnisse einer Analyse nach Durchführung des Projek¬ 
tes im in Artikel 10 genannten Fall. 

(2) Bei der Strategischen Umweltprüfung übermittelt die Ur¬ 
sprungspartei der betroffenen Vertragspartei folgende Unterlagen 
übersetzt in die Amtssprache der betroffenen Vertragspartei: 

1. die Benachrichtigung nach Artikel 11 Absatz 1 und Informa¬ 
tionen über das Verfahren zur Ausarbeitung und Annahme 
des Plans oder Programms; 

2. die Informationen und Angaben nach Artikel 11 Absatz 2; 

3. die nichttechnische Zusammenfassung des Umweltberichts 
sowie die Teile des Plan- oder Programmentwurfs und des 
Umweltberichts, die es der betroffenen Vertragspartei ermög¬ 
lichen, die voraussichtlichen erheblichen grenzüberschreiten¬ 
den Umweltauswirkungen einzuschätzen und eine Stellung¬ 
nahme abzugeben; 

4. bei Karten, die Teil der Unterlagen nach Nummer 3 sind, zu¬ 
mindest die Legende; 

5. die Entscheidung über die Annahme des Plans oder Pro¬ 
gramms sowie die Teile der zusammenfassenden Erklärung, 
die es der betroffenen Vertragspartei ermöglichen zu erken¬ 
nen, wie der Plan oder das Programm 

a) die im Umweltbericht dargestellten voraussichtlichen er¬ 
heblichen grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen 
sowie Maßnahmen zur Verringerung oder Beseitigung 
dieser Auswirkungen, 

b) die Stellungnahmen der Behörden der betroffenen Ver¬ 
tragspartei, 

c) die Anmerkungen und Einwände der Öffentlichkeit der 
betroffenen Vertragspartei und 

d) die Ergebnisse von Konsultationen zwischen der Ur¬ 
sprungspartei und der betroffenen Vertragspartei 

berücksichtigt; 

6. sonstige Unterlagen, die die Ursprungspartei erstellt und die 
für den Verfahrensablauf unumgänglich sind, insbesondere 
Einladungen zu Konsultationen und Protokolle über die Kon¬ 
sultationen; 

7. die Ergebnisse der Überwachung im in Artikel 18 genannten 
Fall. 

(3) Falls die betroffene Vertragspartei die nach Absatz 1 Num¬ 
mer 3 und 4 übersetzten Teile der UVP-Dokumentation oder die 
nach Absatz 2 Nummer 3 und 4 übersetzten Teile des Plan- oder 
Programmentwurfs und des Umweltberichts als nicht aus¬ 
reichend für eine Stellungnahme zu den erheblichen nachteiligen 
grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen des geplanten Pro¬ 
jektes oder zu den erheblichen grenzüberschreitenden Umwelt¬ 
auswirkungen des vorgesehenen Plans oder Programms erach¬ 
tet, teilt sie dies der Ursprungspartei unverzüglich mit. Die 
Vertragsparteien werden sich dann um eine einvernehmliche Lö¬ 
sung sowohl hinsichtlich einer Übermittlung von zusätzlich über¬ 
setzten Teilen der UVP-Dokumentation oder des Plan- oder Pro¬ 
grammentwurfs und Umweltberichts als auch einer Verlängerung 
der Frist nach Artikel 4 Absatz 2 oder Artikel 12 Absatz 1 bemü¬ 
hen. 


e) dziatania w celu redukowania lub eliminowania znaczg- 
cego negatywnego transgranicznego oddziatywania na 
srodowisko, 


6. informacje o srodkach odwotawczych od decyzji dotyczgcej 
planowanej dziatalnosci, 

7. pozostate dokumenty, ktöre sporzgdza Strona pochodzenia 
i ktöre sg niezbgdne dla przebiegu oceny, w szczegölnosci 
zaproszenia na konsultacje oraz protokoty z konsultacji, 

8. wyniki analizy porealizacyjnej w przypadku okreslonym w ar- 
tykule 10. 

(2) W przypadku strategicznej oceny oddziatywania na srodo¬ 
wisko Strona pochodzenia przekaze Stronie narazonej nastgpu- 
jgce dokumenty przettumaczone na jgzyk urzgdowy Strony na¬ 
razonej: 

1. powiadomienie, o ktörym mowa w artykule 11 ustgp 1 i in¬ 
formacje o postgpowaniu w sprawie opracowania i przyjgcia 
planu lub programu, 

2. informacje i dane, o ktörych mowa w artykule 11 ustgp 2, 

3. streszczenie w jgzyku niespecjalistycznym prognozy oddzia¬ 
tywania na srodowisko oraz te czgsci projektu planu lub pro¬ 
gramu i prognozy oddziatywania na srodowisko, ktöre umoz- 
liwig Stronie narazonej oceng potencjalnych znaczgcych 
transgranicznych oddziatywan na srodowisko i zajgcie stano- 
wiska, 

4. w przypadku map, ktöre stanowig czgsc dokumentöw, o ktö¬ 
rych mowa w punkcie 3, co najmniej legende, 

5. rozstrzygnigcie w sprawie przyjgcia planu lub programu, oraz 
czgsci podsumowania, ktöre umozliwig Stronie narazonej za- 
poznanie sie, na ile P |an lub program uwzglednia: 

a) przedstawione w prognozie oddziatywania na srodowisko 
potencjalne znaczgce transgraniczne oddziatywania na 
srodowisko oraz dziatania w celu redukowania lub elimi¬ 
nowania tych oddziatywan, 

b) stanowlska organöw Strony narazonej, 

c) uwagi i zastrzezenia spoteczehstwa Strony narazonej, 

d) wyniki konsultacji pomiedzy Strang pochodzenia i Strang 
narazong, 


6. pozostate dokumenty, ktöre sporzgdza Strona pochodzenia 
i ktöre sg niezbgdne dla przebiegu oceny, w szczegölnosci 
zaproszenia na konsultacje oraz protokoty z konsultacji, 

7. wyniki monitoringu, o ktörych mowa w artykule 18. 

(3) Jezeli Strona narazona uzna czgsci dokumentacji oceny 
oddziatywania na srodowisko, przettumaczone zgodnie z ustg- 
pem 1 punkt 3 i 4, albo czgsci projektu planu lub programu i pro¬ 
gnozy oddziatywania na srodowisko, przettumaczone zgodnie z 
ustepem 2 punkt 3 i 4, za niewystarczajgce do zajecia stanowi- 
ska dotyczgcego znaczgcych negatywnych transgranicznych 
oddziatywan na srodowisko planowanej dziatalnosci albo zna¬ 
czgcych transgranicznych oddziatywan na srodowisko projekto- 
wanego planu lub programu, niezwtocznie informuje o tym Stra¬ 
ng pochodzenia. W taklm przypadku Umawiajgce sig Strony 
dgzyc bgdg do zgodnego rozwigzania, zaröwno w zakresie prze- 
kazania dodatkowo przettumaczonych czgsci dokumentacji oce¬ 
ny oddziatywania na srodowisko albo projektu planu lub progra¬ 
mu i prognozy oddziatywania na srodowisko, jak röwniez 
przedtuzenia terminu, o ktörym mowa w artykule 4 ustgp 2 lub w 
artykule 12 ustgp 1. 
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(4) Die betroffene Vertragspartei übermittelt der Ursprungspar¬ 
tei sämtliche Unterlagen für die grenzüberschreitende Umwelt¬ 
verträglichkeitsprüfung oder die grenzüberschreitende Strate¬ 
gische Umweltprüfung einschließlich der Stellungnahmen nach 
Artikel 6 oder 14 in ihrer eigenen Amtssprache. Die Öffentlichkeit 
der betroffenen Vertragspartei übermittelt ihre Anmerkungen und 
Einwände nach Artikel 5 oder 13 in der Amtssprache der betrof¬ 
fenen Vertragspartei oder der Ursprungspartei. 

(5) Bei Terminen zur Festlegung des Inhalts und Umfangs der 
UVP-Dokumentation oder des Umweltberichts, bei Erörterungs¬ 
terminen und bei Konsultationen sorgt die Ursprungspartei für 
die Übertragung in die Amtssprache der betroffenen Vertrags¬ 
partei, es sei denn, die Vertragsparteien vereinbaren etwas an¬ 
deres. 

(6) Die Ursprungspartei trägt die Kosten für 

1. die Übersetzung von Unterlagen der Ursprungspartei in die 
Amtssprache der betroffenen Vertragspartei, 

2. die Übersetzung von Unterlagen, Anmerkungen und Einwän¬ 
den der betroffenen Vertragspartei, die der Ursprungspartei 
in der Amtssprache der betroffenen Vertragspartei übersandt 
worden sind, in die Amtssprache der Ursprungspartei, 

3. Dolmetscher bei Terminen zur Festlegung des Inhalts und 
Umfangs der UVP-Dokumentation oder des Umweltberichts, 
bei Erörterungsterminen und bei Konsultationen, sofern die 
Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren. 


Artikel 21 

Elektronische Kommunikation 

Sind Unterlagen bereits in elektronischer Fassung vorhanden, 
übermitteln die Vertragsparteien sie ebenfalls in dieser Fassung. 

Artikel 22 

Zuständige Behörde 

Im Falle, dass in dieser Vereinbarung keine zuständige Behör¬ 
de angegeben wurde, finden zu ihrer Bestimmung die innerstaat¬ 
lichen Rechtsvorschriften der jeweiligen Vertragspartei Anwen¬ 
dung. 

Artikel 23 

Beilegung von Meinungsverschiedenheiten 

(1) Ungeklärte Fragen über die Auslegung oder Anwendung 
dieser Vereinbarung werden der Arbeitsgruppe für Umwelt¬ 
verträglichkeitsprüfungen und Strategische Umweltprüfungen 
im grenzüberschreitenden Rahmen, die durch die Deutsch-Pol¬ 
nische Kommission für die nachbarschaftliche Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes berufen wurde und die auf 
der Grundlage des Abkommens von 1994 tätig ist, zur Klärung 
vorgelegt. Ist eine Klärung nicht zu erzielen, werden die unge¬ 
klärten Fragen dieser Kommission vorgelegt. 

(2) Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien über die Aus¬ 
legung oder Anwendung dieser Vereinbarung werden nach Arti¬ 
kel 15 des Espoo-Übereinkommens oder nach Artikel 20 des 
SEA-Protokolls beigelegt. 

Artikel 24 

Andere völkerrechtliche Verträge 

Bestehende Rechte und Pflichten der Vertragsparteien aus 
anderen völkerrechtlichen Verträgen werden durch diese Verein¬ 
barung nicht berührt. 

Artikel 25 

Inkrafttreten und Kündigung der Vereinbarung 

(1) Diese Vereinbarung tritt 60 Tage nach dem Tag in Kraft, an 
dem die Vertragsparteien einander mitgeteilt haben, dass die 


(4) Strona narazona przekazuje Stronie pochodzenia wszelkie 
dokumenty w sprawie transgranicznej oceny oddziatywania na 
srodowisko lub transgranicznej strategicznej oceny oddziatywa¬ 
nia na srodowisko, w tym stanowiska, o ktörych mowa w arty- 
kule 6 lub w artykule 14, w swoim jezyku urzedowym. Spoteczeri- 
stwo Strony narazonej przekazuje swoje uwagi i zastrzezenia, o 
ktörych mowa w artykule 5 lub w artykule 13, w jezyku urzedo- 
wym Strony narazonej lub Strony pochodzenia. 

(5) Strona pochodzenia zapewni ttumaczenie na jezyk urzgdo- 
wy Strony narazonej podczas spotkari w sprawie ustalenia tresci 
i zakresu dokumentacji oceny oddziatywania na srodowisko oraz 
prognozy oddziatywania na srodowisko, rozpraw administracyj- 
nych oraz spotkari dla spoteczeristwa i konsultacji, o ile Umawia- 
jgce sie Strony nie uzgodnig inaczej. 

(6) Strona pochodzenia ponosi koszty: 

1. ttumaczeri dokumentöw Strony pochodzenia na jezyk urz$- 
dowy Strony narazonej, 

2. ttumaczeri dokumentöw, uwag i zastrzezeri Strony narazonej, 
ktöre zostaty przekazane Stronie pochodzenia w jezyku urzg- 
dowym Strony narazonej, na jezyk urzedowy Strony pocho¬ 
dzenia, 

3. ttumaczy podczas spotkari w sprawie ustalenia tresci i zakre¬ 
su dokumentacji oceny oddziatywania na srodowisko oraz 
prognozy oddziatywania na srodowisko, rozpraw administra- 
cyjnych oraz spotkari dla spoteczeristwa i konsultacji, o ile 
Umawiajgce sie Strony nie uzgodnig inaczej. 

Artykut 21 

Komunikacja elektroniczna 

Jezeli dokumenty sg dostepne w wersji elektronicznej, to Uma- 
wiajqce sie Strony przekazujg je röwniez w tej wersji. 

Artykut 22 
Wtasciwy organ 

Jezeli w niniejszej Umowie nie zostat wskazany wtasciwy Or¬ 
gan, do jego okreslenia bedg miaty zastosowanie przepisy kra- 
jowe kazdej z Umawiajecych sie Stron. 

Artykut 23 

Rozstrzyganie spraw spornych 

(1) Niewyjasnione kwestie dotyczgce interpretacji lub stoso- 
wania niniejszej Umowy bedg przedstawiane w celu wyjasnienia 
grupie roboczej do spraw ocen oddziatywania na srodowisko i 
strategicznych ocen oddziatywania na srodowisko w kontekscie 
transgranicznym, powotanej przez Niemiecko-Polskg Komisje do 
spraw Wspötpracy Sgsiedzkiej w dziedzinie Ochrony Srodowi- 
ska, dziatajgcej na podstawie Umowy z 1994 roku. W przypadku 
nierozstrzygniecia niewyjasnionych kwestii bedg one przedsta- 
wione tej Komisji. 

(2) Spory powstate miedzy Umawiajgcymi sie Stronami doty- 
czgce interpretacji lub zastosowania niniejszej Umowy bedg roz- 
strzygane zgodnie z artykutem 15 Konwencji z Espoo lub zgod- 
nie z artykutem 20 Protokotu strategicznego. 

Artykut 24 

Inne umowy miedzynarodowe 

Niniejsza Umowa nie narusza istniejgcych praw i obowi^zköw 
Umawiajgcych sie Stron wynikajgcych z innych umöw miedzy- 
narodowych. 

Artykut 25 

Wejscie w zycie i wypowiedzenie Umowy 

(1) Niniejsza Umowa wchodzi w zycie 60 dni po dniu, w ktö- 
rym Umawiajgce sie Strony powiadomity sie, ze zostaty spetnione 
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innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten dieser Ver¬ 
einbarung erfüllt sind. Maßgebend hierfür ist der Tag des Ein¬ 
gangs der letzten Mitteilung. Die Bestimmungen dieses Absatzes 
werden entsprechend für Änderungen dieser Vereinbarung an¬ 
gewendet. 

(2) Jede Vertragspartei kann diese Vereinbarung auf diploma¬ 
tischem Weg durch schriftliche Notifikation kündigen. Die Ver¬ 
einbarung tritt nach Ablauf von sechs Monaten ab dem Tag des 
Eingangs dieser Notifikation bei der anderen Vertragspartei außer 
Kraft. Verfahren nach Artikel 3 oder 11, die vor dem Außerkraft¬ 
treten dieser Vereinbarung eingeleitet wurden, werden nach den 
Bestimmungen dieser Vereinbarung zu Ende geführt. 

(3) Die Registrierung dieser Vereinbarung beim Sekretariat der 
Vereinten Nationen nach Artikel 102 der Charta der Vereinten 
Nationen wird unverzüglich nach ihrem Inkrafttreten von der 
Vertragspartei veranlasst, in deren Hoheitsgebiet sie unterzeich¬ 
net wurde. Die andere Vertragspartei wird unter Angabe der 
VN-Registriernummer von der erfolgten Registrierung unterrich¬ 
tet, sobald diese vom Sekretariat der Vereinten Nationen bestä¬ 
tigt worden ist. 

Artikel 26 
Außerkrafttreten 

der Vereinbarung vom 11. April 2006 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung tritt die am 
11. April 2006 in Neuhardenberg Unterzeichnete Vereinbarung 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und 
der Regierung der Republik Polen über die Durchführung des 
Übereinkommens vom 25. Februar 1991 über die Umweltverträg¬ 
lichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen außer Kraft. 

(2) Grenzüberschreitende Umweltverträglichkeitsprüfungen 
und grenzüberschreitende Strategische Umweltprüfungen, die 
vor dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung eingeleitet worden 
sind, werden nach den Bestimmungen dieser Vereinbarung zu 
Ende geführt. 

Geschehen zu Neuhardenberg am 10. Oktober 2018 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und polnischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


wymagane warunki prawa krajowego dla wejscia w zycie niniej- 
szej Umowy. Decyduje o tym dzieri nadejscia ostatniego powia- 
domienia. Postanowienia tego ust^pu stosuje si§ odpowiednio 
do zmian niniejszej Umowy. 

(2) Niniejsza Umowa moze zostac wypowiedziana przez kaz- 
dg z Umawiajgcych si$ Stron w drodze dyplomatycznej na pod- 
stawie notyfikacji pisemnej. Umowa traci moc po uptywie 6 mie- 
si^cy od dnia otrzymania przez drugg z Umawiajgcych sie Stron 
takiej notyfikacji. Post^powania, o ktörych mowa w artykule 3 lub 
w artykule 11, wszcz^te przed utratg mocy niniejszej Umowy, 
prowadzone sg do korlca zgodnie z jej postanowieniami. 

(3) Rejestracji niniejszej Umowy w Sekretariacie Organizacji 
Narodöw Zjednoczonych, zgodnie z artykutem 102 Karty Naro- 
döw Zjednoczonych, dokona niezwtocznie po jej wejsciu w zycie 
Umawiajgca sie Strona, na ktörej terytorium Umowa zostata pod- 
pisana. Druga Umawiajgca sie Strona zostanie poinformowana 
o dokonanej rejestracji z podaniem numeru rejestracyjnego ONZ, 
gdy tylko rejestracja zostanie potwierdzona przez Sekretariat Or¬ 
ganizacji Narodöw Zjednoczonych. 

Artykut 26 

Utrata mocy obowipzujgcej 
Umowy z dnia 11 kwietnia 2006 roku 

(1) Z chwilg wejscia w zycie niniejszej Umowy traci moc Umo¬ 
wa miedzy Rzgdem Republiki Federalnej Niemiec a Rzgdem Rze- 
czypospolitej Polskiej o realizacji Konwencji o ocenach oddzia- 
tywania na srodowisko w kontekscie transgranicznym z dnia 
25 lutego 1991 roku, podpisana w Neuhardenberg dnia 11 kwiet¬ 
nia 2006 roku. 

(2) Transgraniczne oceny oddziatywania na srodowisko lub 
transgraniczne strategiczne oceny oddziatywania na srodowisko, 
rozpoczete przed wejsciem w zycie niniejszej Umowy sg prowa¬ 
dzone do korica zgodnie z jej postanowieniami. 


Sporzgdzono w Neuhardenberg dnia 10 pazdziernika 2018 
roku, w dwöch egzemplarzach, kazdy w j^zykach niemieckim i 
polskim, przy czym oba teksty majg jednakowg moc. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Z upowaznienia Rzgdu Republiki Federalnej Niemiec 

Miguel Berger 

Für die Regierung der Republik Polen 
Z upowaznienia Rzgdu Rzeczypospolitej Polskiej 

Henryk Kowalczyk 
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Anlagen 

zur Vereinbarung 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Polen 
über Umweltverträglichkeitsprüfungen und Strategische Umweltprüfungen 
im grenzüberschreitenden Rahmen 


Anlage 1 


Absender: 

Empfänger: 


Ort, Datum 


Benachrichtigung 

über ein geplantes Projekt mit möglicherweise erheblichen nachteiligen grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen 


Aktenzeichen . 

Nach Artikel 3 Absatz 1 der am.in.abgeschlossenen Vereinbarung 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Polen über Umweltverträglichkeits¬ 
prüfungen und Strategische Umweltprüfungen im grenzüberschreitenden Rahmen 

teilen wir Ihnen mit, dass der/die 


beabsichtigt, 


(Name und Anschrift des Projektträgers) 


(vollständige Bezeichnung des geplanten Projektes) 


durchzuführen. 

Im Verfahren zu dem geplanten Projekt soll eine Entscheidung über 

(Art und Gegenstand der Entscheidung) 


nach 


(Anzuwendende Rechtsvorschriften) 


durch 


getroffen werden. 


(Name und Anschrift der für die Entscheidung zuständigen Behörde) 
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Das Verfahren umfasst eine Umweltverträglichkeitsprüfung. 

Hiermit übersenden wir Ihnen einschließlich der Übersetzungen nach Artikel 20 Absatz 1 Nummer 1 der am. 

in.abgeschlossenen Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 

Regierung der Republik Polen über die Durchführung von Umweltverträglichkeitsprüfungen und Strategischen Umweltprüfungen im 
grenzüberschreitenden Rahmen, 

- die Angaben nach Artikel 3 des Übereinkommens vom 25. Februar 1991 über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüber¬ 
schreitenden Rahmen einschließlich einer Information über Art, Ablauf und Stand des Verfahrens, in dessen Rahmen die Umwelt¬ 
verträglichkeitsprüfung durchgeführt wird 

- eine Information über die an der Umweltverträglichkeitsprüfung beteiligten deutschen/polnischen* Behörden. 

Wir bitten, den Erhalt dieser Benachrichtigung unverzüglich zu bestätigen und uns unverzüglich, spätestens jedoch 30 Tage ab Erhalt 
dieser Benachrichtigung mitzuteilen, ob die Bundesrepublik Deutschland/die Republik Polen* beabsichtigt, an der Umweltverträg¬ 
lichkeitsprüfung mitzuwirken. 

Zu diesem Projekt wird ein Verfahren zur Festlegung des Inhaltes und Umfangs der UVP-Dokumentation (Scoping) durchgeführt, 
an dem sich die Bundesrepublik Deutschland/die Republik Polen* beteiligen kann. Zusätzlich übersenden wir Ihnen daher An¬ 
gaben zur Festlegung des Inhaltes und Umfangs der UVP-Dokumentation nach Artikel 3 Absatz 2 der am. 

in.abgeschlossenen Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 

Regierung der Republik Polen über die Durchführung von Umweltverträglichkeitsprüfungen und Strategischen Umweltprüfungen im 
grenzüberschreitenden Rahmen, einschließlich der Übersetzungen nach Artikel 20 Absatz 1 Nummer 2 dieser Vereinbarung. Sie 
haben Gelegenheit, hierzu spätestens 30 Tage nach Abgabe der Erklärung zur Teilnahme an der Umweltverträglichkeitsprüfung 
Stellung zu nehmen.** 

Außerdem haben Sie Gelegenheit, zur Festlegung des Inhaltes und Umfangs der UVP-Dokumentation (Scoping) an einer Besprechung 

am.in.teilzunehmen.** 

(Terminangabe; Weiterleitung mit angemessenem Vorlauf) 


Unterschrift 


Liste der beigefügten Unterlagen: 


Unzutreffendes streichen 

gegebenenfalls streichen, soweit nicht relevant 
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Anlage 2 


Absender: 

Empfänger: 


Ort, Datum 


Empfangsbestätigung bei einer Umweltverträglichkeitsprüfung für ein geplantes Projekt 


Aktenzeichen . 

Nach Artikel 3 Absatz 4 der am.in.abgeschlossenen Vereinbarung 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Polen über Umweltverträglichkeits¬ 
prüfungen und Strategische Umweltprüfungen im grenzüberschreitenden Rahmen 

bestätigen wir, Ihre Benachrichtigung vom. 

über das geplante Projekt 


(vollständige Bezeichnung des geplanten Projektes) 

für das eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt wird, am.erhalten zu haben. 


Unterschrift 
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Anlage 3 


Absender: 

Empfänger: 


Ort, Datum 


Teilnahmeerklärung bei einer Umweltverträglichkeitsprüfung für ein geplantes Projekt 


Aktenzeichen . 

Nach Artikel 3 Absatz 4 der am.in.abgeschlossenen Vereinbarung 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Polen über Umweltverträglichkeits¬ 
prüfungen und Strategische Umweltprüfungen im grenzüberschreitenden Rahmen 

erklären wir mit Bezug auf Ihre Benachrichtigung vom. 

betreffend das geplante Projekt 


(vollständige Bezeichnung des geplanten Projektes) 

für das eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt wird, dass 

wir an der Umweltverträglichkeitsprüfung mitwirken werden/ 
wir an der Umweltverträglichkeitsprüfung nicht mitwirken werden.* 

An der Besprechung am.in.zur Festlegung des Inhaltes und Umfangs der 

UVP-Dokumentation (Scoping) nehmen wir teil." 

Gleichzeitig teilen wir mit, dass die zuständige Behörde der betroffenen Partei für 

1. die Entgegennahme der UVP-Dokumentation nach Artikel 4 


(Name und Anschrift der zuständigen Behörde) 

2. die Beteiligung an der Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen 


(Name und Anschrift der zuständigen Behörde) 

3. die Mitwirkung an Konsultationen nach Artikel 8 


(Name und Anschrift der zuständigen Behörde) 

4. die Entgegennahme der Entscheidung nach Artikel 9 


(Name und Anschrift der zuständigen Behörde) 


ist. 
























Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


25 


Drucksache 19/9509 


Beigefügt erhalten Sie zudem eine Information über Erscheinungstermine des amtlichen Veröffentlichungsblattes. Die für die Be¬ 
kanntmachung nach Artikel 5 im amtlichen Veröffentlichungsblatt benötigten Angaben müssen spätestens.Tage/Wochen* 

vor dem jeweiligen Erscheinungstermin vorliegen.** 


Unterschrift 


Liste der beigefügten Unterlagen: 


Unzutreffendes streichen 

gegebenenfalls den gesamten Absatz streichen 
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Anlage 4 


Absender: 

Empfänger: 


Ort, Datum 


Übermittlung der UVP-Dokumentation für ein geplantes Projekt und Fristsetzung 


Aktenzeichen . 

Nach Artikel 4 der am.in.abgeschlossenen Vereinbarung zwischen 

der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Polen über Umweltverträglichkeitsprüfungen und 
Strategische Umweltprüfungen im grenzüberschreitenden Rahmen 

und auf Grund Ihrer Teilnahmeerklärung vom. 

- übersenden wir.Exemplar/e* der UVP-Dokumentation, einschließlich der Übersetzungen nach Artikel 20 Absatz 1 

Nummer 3 und 4 der am.in.abgeschlossenen Vereinbarung zwischen 

der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Polen über die Durchführung von Umwelt- 
verträglichkeitsprüfungen und Strategischen Umweltprüfungen im grenzüberschreitenden Rahmen, 

- teilen wir mit, dass hierzu Stellungnahmen Ihrer Behörden sowie Anmerkungen und Einwände Ihrer Öffentlichkeit bis zum 


(angemessene Frist, die drei Monate nicht überschreiten soll) 

übermittelt werden können. 

Die Behörden und die Öffentlichkeit können Stellungnahmen, Anmerkungen und Einwände schriftlich oder elektronisch* an folgende 
Behörde übermitteln: 


(Name und Anschrift der Behörde) 


E-Mail-Anschrift* 

Überdies teilen wir mit, dass die Zeit, die für die Mitwirkung der Öffentlichkeit nach Artikel 5 Absatz 1 Satz 2 der am. 

in.abgeschlossenen Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und 

der Regierung der Republik Polen über Umweltverträglichkeitsprüfungen und Strategische Umweltprüfungen im grenzüberschreiten¬ 
den Rahmen vorgesehen worden ist.Tage/Wochen beträgt. 

Zum geplanten Projekt findet eine Erörterung am. in.statt, an der die 

Öffentlichkeit und die Behörden der betroffenen Vertragspartei/die Öffentlichkeit und die Behörden der betroffenen Vertragspartei, 
die Stellungnahmen, Anmerkungen und Einwände übermittelt haben,* teilnehmen können.** 


Unterschrift 


Liste der beigefügten Unterlagen: 


Unzutreffendes streichen 

gegebenenfalls den gesamten Absatz streichen 
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Anlage 5 


Absender: 

Empfänger: 


Ort, Datum 


Benachrichtigung über einen Plan- oder Programmentwurf 
mit möglicherweise erheblichen grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen 


Aktenzeichen . 

Nach Artikel 11 Absatz 1 der am.in.abgeschlossenen Vereinbarung 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Polen über Umweltverträglichkeits¬ 
prüfungen und Strategische Umweltprüfungen im grenzüberschreitenden Rahmen 

teilen wir Ihnen mit, dass der/die 


(Name und Anschrift des Planungsträgers) 


beabsichtigt, 


(vollständige Bezeichnung des Plan- oder Programmentwurfs) 


nach 


aufzustellen/zu ändern.* 


(Anzuwendende Rechtsvorschriften) 


Im Rahmen des Verfahrens zur Ausarbeitung/Änderung* sowie zur Annahme des Plans oder Programms wird eine Strategische 
Umweltprüfung durchgeführt. 

Hiermit übersenden wir Ihnen, einschließlich der Übersetzungen nach Artikel 20 Absatz 2 Nummer 1,3 und 4 der am. 

in.abgeschlossenen Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und 

der Regierung der Republik Polen über die Durchführung von Umweltverträglichkeitsprüfungen und Strategischen Umweltprüfungen 
im grenzüberschreitenden Rahmen, 

- .Exemplar/e* des Plan- oder Programmentwurfs 

- .Exemplar/e* des Umweltberichtes 

- Informationen über Art, Ablauf und Stand des Verfahrens zur Ausarbeitung/Änderung* sowie zur Annahme des Plans oder 
Programms, einschließlich der Angabe der für die Durchführung der Strategischen Umweltprüfung zuständigen Behörde 

- eine Information über die an der Strategischen Umweltprüfung beteiligten deutschen/polnischen* Behörden. 
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Wir bitten, den Erhalt dieser Benachrichtigung unverzüglich zu bestätigen. 

Sie werden ferner gebeten, uns unverzüglich, spätestens jedoch 30 Tage nach Erhalt des Plan- oder Programmentwurfs und des 
Umweltberichtes, mitzuteilen, ob die Bundesrepublik Deutschland/die Republik Polen* beabsichtigt, an der Strategischen Umwelt¬ 
prüfung mitzuwirken. 


Unterschrift 


Liste der beigefügten Unterlagen: 


Unzutreffendes streichen 

gegebenenfalls streichen, soweit nicht relevant 
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Anlage 6 


Absender: 

Empfänger: 


Ort, Datum 


Empfangsbestätigung bei einer Strategischen Umweltprüfung für einen Plan- oder Programmentwurf 


Aktenzeichen . 

Nach Artikel 11 Absatz 4 der am.in.abgeschlossenen Vereinbarung 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Polen über Umweltverträglichkeits¬ 
prüfungen und Strategische Umweltprüfungen im grenzüberschreitenden Rahmen 

bestätigen wir, Ihre Benachrichtigung vom. 

über den Plan- oder Programmentwurf 


(vollständige Bezeichnung des Plan- oder Programmentwurfs) 
für den eine Strategische Umweltprüfung durchgeführt wird, am.erhalten zu haben. 


Unterschrift 
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Anlage 7 


Absender: 

Empfänger: 


Ort, Datum 


Teilnahmeerklärung bei einer Strategischen Umweltprüfung für einen Plan- oder Programmentwurf 


Aktenzeichen . 

Nach Artikel 11 Absatz 4 der am.in.abgeschlossenen Vereinbarung 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Polen über Umweltverträglichkeits¬ 
prüfungen und Strategische Umweltprüfungen im grenzüberschreitenden Rahmen 

erklären wir mit Bezug auf Ihre Benachrichtigung vom. 

betreffend den Plan- bzw. Programmentwurf 


(vollständige Bezeichnung des Plan- oder Programmentwurfs) 

für den eine Strategische Umweltprüfung durchgeführt wird, dass 

wir an der Strategischen Umweltprüfung mitwirken werden/ 
wir an der Strategischen Umweltprüfung nicht mitwirken werden.* 

An der Besprechung am.in.zur Festlegung des Inhaltes und Umfang des 

Umweltberichtes (Scoping) nehmen wirteil.** 

Gleichzeitig teilen wir mit, dass die zuständige Behörde der betroffenen Partei für 

1. die Beteiligung an der Strategischen Umweltprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen und erforderlichenfalls für die Entgegen¬ 
nahme des Plan- oder Programmentwurfs sowie des Umweltberichtes 


(Name und Anschrift der zuständigen Behörde) 

2. die Mitwirkung an Konsultationen nach Artikel 16 


(Name und Anschrift der zuständigen Behörde) 

3. die Entgegennahme des angenommenen Plans oder Programms nach Artikel 17 


(Name und Anschrift der zuständigen Behörde/n) 


ist. 
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Beigefügt erhalten Sie zudem eine Information über Erscheinungstermine des amtlichen Veröffentiichungsblattes. 

Die für die Bekanntmachung nach Artikel 13 im amtlichen Veröffentlichungsblatt benötigten Angaben müssen spätestens 
.TageA/Vochen* vor dem jeweiligen Erscheinungstermin vorliegen." 


Unterschrift 


Liste der beigefügten Unterlagen: 


Unzutreffendes streichen 

gegebenenfalls den gesamten Absatz streichen 
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Anlage 8 


Absender: 

Empfänger: 


Ort, Datum 


Fristsetzung bei einem Plan- oder Programmentwurf 


Aktenzeichen . 

Nach Artikel 12 der am.in.abgeschlossenen Vereinbarung zwischen der 

Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Polen über Umweltverträglichkeitsprüfungen und 
Strategische Umweltprüfungen im grenzüberschreitenden Rahmen 

und auf Grund Ihrer Teilnahmeerklärung vom. 

teilen wir mit, dass Stellungnahmen Ihrer Behörden sowie Anmerkungen und Einwände Ihrer Öffentlichkeit zum Plan- oder Programm¬ 
entwurf und zum Umweltbericht bis zum 


(angemessene Frist, die drei Monate nicht überschreiten soll) 


übermittelt werden können. 

Überdies teilen wir mit, dass die Zeit, die für die Mitwirkung der Öffentlichkeit nach Artikel 13 Absatz 1 der am. 

in.abgeschlossenen Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und 

der Regierung der Republik Polen über Umweltverträglichkeitsprüfungen und Strategischen Umweltprüfungen im grenzüber¬ 
schreitenden Rahmen vorgesehen worden ist.TageA/Vochen beträgt. 

Die Behörden und die Öffentlichkeit können Stellungnahmen, Anmerkungen und Einwände schriftlich oder elektronisch* an folgende 
Behörde übermitteln: 


(Name und Anschrift der Behörde) 


E-Mail-Anschrift* 

Zum Plan- oder Programmentwurf findet eine Erörterung am.in.statt, an 

der die Öffentlichkeit und die Behörden der betroffenen Vertragspartei/die Öffentlichkeit und die Behörden der betroffenen Vertrags¬ 
partei, die Stellungnahmen, Anmerkungen und Einwände übermittelt haben,* teilnehmen können.** 


Unterschrift 


Unzutreffendes streichen 

gegebenenfalls streichen, soweit nicht relevant 
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Zatgczniki 
do Umowy 

miedzy Rzgdem Republiki Federalnej Niemiec 
a Rzgdem Rzeczypospolitej Polskiej 
w zakresie ocen oddziatywania na srodowisko 
i strategicznych ocen oddziatywania na srodowisko w kontekscie transgranicznym 


Zatacznik nr 1 


Nadawca: 

Adresat: 


Miejscowosc, data 


Powiadomienie 

o planowanej dziatalnosci, ktöra moze spowodowac znaczgce negatywne transgraniczne oddziatywanie na srodowisko 


Numer akt . 

Zgodnie z artykutem 3 ust$p 1 Umowy mi§dzy Rzgdem Republiki Federalnej Niemiec a Rzgdem Rzeczypospolitej Polskiej w zakresie 
ocen oddziatywania na srodowisko i strategicznych ocen oddziatywania na srodowisko w kontekscie transgranicznym, sporzgdzonej 
dnia.w. 

powiadamiamy, ze 


(nazwa i adres podmiotu planujacego przeprowadzenie planowanej dziatalnosci) 


zamierza przeprowadzic 


(petna nazwa planowanej dziatalnosci) 

W ramach post^powania dotyczgcego planowanej dziatalnosci zostanie wydana decyzja o 


(rodzaj i przedmiot decyzji) 


zgodnie z 


(odpowiednie przepisy prawne) 


przez 


(nazwa i adres organu wtasciwego do wydania decyzji) 
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Post^powanie to obejmuje ocen@ oddziatywania na srodowisko. 

Niniejszym przesytamy tgcznie z ttumaczeniami zgodnie z artykutem 20 ust^p 1 punkt 1 Umowy mi^dzy Rzgdem Republiki Federalnej 
Niemiec a Rzgdem Rzeczypospolitej Polskiej w zakresie ocen oddziatywania na srodowisko i strategicznych ocen oddziatywania na 
srodowisko w kontekscie transgranicznym, sporzgdzonej dnia.w., 

- dane zgodnie z artykutem 3 Konwencji o ocenach oddziatywania na srodowisko w kontekscie transgranicznym z dnia 25 lutego 
1991 r., w tym informacj? o rodzaju, przebiegu i stanie post^powania, w ramach ktörego przeprowadzana jest ocena oddziatywania 
na srodowisko 

- informacje o niemieckich/polskich * organach uczestniczgcych w ocenie oddziatywania na srodowisko. 

Prosimy o niezwtoczne potwierdzenie otrzymania tego powiadomienia i poinformowanie nas niezwtocznie, najpözniej jednak w ter- 
minie 30 dni od dnia otrzymania tego powiadomienia, czy Republika Federalna Niemiec/Rzeczpospolita Polska* zamierza uczestniczyc 
w ocenie oddziatywania na srodowisko. 

W odniesieniu do wymienionej dziatalnosci przeprowadzane jest post^powanie w sprawie ustalenia tresci i zakresu dokumentacji 
oceny oddziatywania na srodowisko (scoping), w ktörym moze uczestniczyc Republika Federalna Niemiec/Rzeczpospolita Polska*. 
Dodatkowo przesytamy w zwigzku z tym dane dotyczgce ustalenia tresci i zakresu dokumentacji oceny oddziatywania na srodowisko 
zgodnie z artykutem 3 ust^p 2 Umowy mi^dzy Rzgdem Republiki Federalnej Niemiec a Rzgdem Rzeczypospolitej Polskiej w zakresie 
ocen oddziatywania na srodowisko i strategicznych ocen oddziatywania na srodowisko w kontekscie transgranicznym, sporzgdzonej 

dnia.w., tgcznie z ttumaczeniami zgodnie z artykutem 20 ust§p 1 punkt 2 ni- 

niejszej Umowy. Majg Paristwo mozliwosc zaj^cia stanowlska w tej sprawie najpözniej w terminie 30 dni od dnia ztozenia deklaracji 
uczestnictwa w ocenie oddziatywania na srodowisko.** Ponadto majg Paristwo mozliwosc uczestniczenia w spotkaniu 

w dniu.w. 

(podac termin; wyslac z odpowiednim wyprzedzeniem) 

w sprawie ustalenia tresci i zakresu dokumentacji oceny oddziatywania na srodowisko (scoping).**. 


Podpis 


Lista zatgczonych dokumentöw: 


niepotrzebne skreslic 
w razie potrzeby skreslic, jesli nie dotyczy 
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Zatqcznik nr 2 


Nadawca: 

Adresat: 


Miejscowosc, data 

Potwierdzenie odbioru powiadomienia dotyczacego oceny oddziatywania na srodowisko planowanej dziatalnosci 


Numer akt . 

Zgodnie z artykutem 3 ust$p 4 Umowy mi§dzy Rzgdem Republiki Federalnej Niemiec a Rzgdem Rzeczypospolitej Polskiej w zakresie 
ocen oddziatywania na srodowisko i strategicznych ocen oddziatywania na srodowisko w kontekscie transgranicznym, sporzgdzonej 
dnia.w., potwierdzamy odbiör w dniu. 

Panstwa pisma z dnia. 

dotyczgcego powiadomienia o planowanej dziatalnosci, 


(petna nazwa planowanej dziatalnosci) 

dla ktörej b^dzie przeprowadzona ocena oddziatywania na srodowisko. 


Podpis 
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Zat^cznik nr 3 

Nadawca: 

Adresat: 

Miejscowosc, data 

Deklaracja uczestnictwa w ocenie oddziatywania na srodowisko dla planowanej dziatalnosci 


Numer akt . 

Zgodnie z artykutem 3 ust$p 4 Umowy mi§dzy Rzgdem Republiki Federalnej Niemiec a Rzgdem Rzeczypospolitej Polskiej w zakresie 
ocen oddziatywania na srodowisko i strategicznych ocen oddziatywania na srodowisko w kontekscie transgranicznym, sporzgdzonej 
dnia.w. 

w odniesieniu do Paristwa pisma z dnia. 

dotyczgcego powiadomienia o planowanej dziatalnosci 


(petna nazwa planowanej dziatalnosci) 

dla ktörej b^dzie przeprowadzona ocena oddziatywania na srodowisko, 
oswiadczamy, ze: 

wezmiemy udziat w ocenie oddziatywania na srodowisko/ 
nie wezmiemy udziatu w ocenie oddziatywania na srodowisko.* 

Wezmiemy udziat w spotkaniu w sprawie ustalenia tresci i zakresu dokumentacji oceny oddziatywania na srodowisko (scoping), ktöre 
odb^dzie si$ w dniu.w.** 

Jednoczesnie informujemy, ze organem Strony narazonej wtasciwym w zakresie: 

1. przyj^cia dokumentacji oceny oddziatywania na srodowisko, zgodnie z artykutem 4, jest 


(nazwa i adres wtasciwego organu) 

2. udziatu w ocenie oddziatywania na srodowisko w kontekscie transgranicznym jest 


(nazwa i adres wtasciwego organu) 

3. udziatu w konsultacjach, zgodnie z artykutem 8 jest 


(nazwa i adres wtasciwego organu) 

4. otrzymania decyzji, zgodnie z artykutem 9 jest 


(nazwa i adres wtasciwego organu) 
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W zat^czeniu przesytamy ponadto informacjf o terminach publikacji dziennika urz^dowego. Informacje niezbfdne do podania do 

publikacji wiadomosci zgodnie z artykutem 5 w dzienniku urz§dowym nalezy przekazac najpözniej.dni/tygodni* przed danym 

terminem publikacji.** 


Podpis 


Lista zatgczonych dokumentöw: 


niepotrzebne skreslic 

w razie potrzeby skreslic caty akapit, jesli nie dotyczy 
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Zat^cznik nr 4 


Nadawca: 

Adresat: 


Miejscowosc, data 


Przekazanie dokumentacji oceny oddziatywania na srodowisko planowanej dziatalnosci i wyznaczenie terminu 


Numer akt . 

Zgodnie z artykutem 4 Umowy mi^dzy Rzgdem Republiki Federalnej Niemiec a Rzgdem Rzeczypospolitej Polskiej w zakresie 
ocen oddziatywania na srodowisko i strategicznych ocen oddziatywania na srodowisko w kontekscie transgranicznym, sporzgdzonej 
dnia.w. 

oraz na podstawie Panstwa deklaracji uczestnictwa z dnia. 

- przesytamy Paristwu.egzemplarz/e* dokumentacji oceny oddziatywania na srodowisko, tgcznie z ttumaczeniami 

zgodnie z artykutem 20 ust^p 1 punkt 3 i 4 Umowy mi^dzy Rzgdem Republiki Federalnej Niemiec a Rzgdem Rzeczypospolitej 
Polskiej w zakresie ocen oddziatywania na srodowisko i strategicznych ocen oddziatywania na srodowisko w kontekscie transgra¬ 
nicznym, sporzgdzonej dnia.w. 

- informujemy, ze stanowiska Panstwa organöw oraz uwagi i zastrzezenia Panstwa spoteczenstwa w tej sprawie mogg byc przeka- 
zywane do dnia 


(stosowny termin, ktöry nie powinien przekraczac trzech miesigcy) 

Organy oraz spoteczenstwo mogg przekazac stanowiska, uwagi i zastrzezenia na pismie lub drogg elektroniczng* do nast^pujgcego 
organu: 


(nazwa i adres organu) 


(adres e-mail*) 

Jednoczesnie informujemy, ze czas przewidziany na udziat spoteczenstwa, o ktörym mowa w artykule 5 ust^p 1 Umowy mi^dzy Rzgdem 
Republiki Federalnej Niemiec a Rzgdem Rzeczypospolitej Polskiej w zakresie ocen oddziatywania na srodowisko i strategicznych ocen 

oddziatywania na srodowisko w kontekscie transgranicznym, sporzgdzonej dnia.w. 

wynosi.dni/tygodni. 

W sprawie planowanej dziatalnosci odb^dzie si$ rozprawa administracyjna w dniu.w., 

w ktörej mogg uczestniczyc spoteczenstwo i organy Strony narazonej/spoteczenstwo i organy Strony narazonej, ktöre przekazaty 
stanowiska, uwagi i zastrzezenia.*/** 


Podpis 


Lista zatgczonych dokumentöw: 


niepotrzebne skreslic 

w razie potrzeby skreslic caty akapit, jesli nie dotyczy 
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Zatqcznik nr 5 


Nadawca: 

Adresat: 


Miejscowosc, data 


Powiadomienie o projekcie planu lub programu, 
ktöry moze spowodowac znaczace transgraniczne oddziatywanie na srodowisko 


Numer akt . 

Zgodnie z artykutem 11 ust$p 1 Umowy miedzy Rzgdem Republiki Federalnej Niemiec a Rzgdem Rzeczypospolitej Polskiej w zakresie 
ocen oddziatywania na srodowisko i strategicznych ocen oddziatywania na srodowisko w kontekscie transgranicznym, sporzgdzonej 
dnia.w. 

powiadamiamy, ze 


(nazwa i adres podmiotu sporzgdzajqcego projekt planu lub programu) 


zamierza sporzgdzic/zmienic* 


(petna nazwa projektu planu lub programu) 


zgodnie z 


{odpowiednie przepisy prawne) 

W ramach postepowania w sprawie opracowania/zmiany* oraz w sprawie przyjecia planu lub programu przeprowadzana jest strate- 
giczna ocena oddziatywania na srodowisko. 

Niniejszym przesytamy, t^cznie z ttumaczeniami zgodnie z artykutem 20 ust$p 2 punkt 1, 3 i 4 Umowy mi^dzy Rzgdem Republiki 
Federalnej Niemiec a Rzgdem Rzeczypospolitej Polskiej w zakresie ocen oddziatywania na srodowisko i strategicznych ocen 
oddziatywania na srodowisko w kontekscie transgranicznym, sporzgdzonej dnia.w., 

- .egzemplarz/e* projektu planu lub programu, 

- .egzemplarz/e* prognozy oddziatywania na srodowisko, 

- informacje o rodzaju, przebiegu i stanie post^powania w sprawie opracowania/zmiany* oraz w sprawie przyj^cia planu lub 
programu, tgcznie z podaniem organu wtasciwego do przeprowadzenia strategicznej oceny oddziatywania na srodowisko, 

- informacje 0 niemieckich/polskich* organach uczestniczgcych w strategicznej ocenie oddziatywania na srodowisko. 
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Prosimy o niezwtoczne potwierdzenie otrzymania tego powiadomienia. 

Prosimy ponadto o poinformowanie nas niezwtocznie, najpözniej jednak w terminie 30 dni od dnia otrzymania projektu planu lub pro- 
gramu i prognozy oddziatywania na srodowisko, czy Republika Federalna Niemiec/Rzeczpospolita Polska* zamierza uczestniczyc w 
strategicznej ocenie oddziatywania na srodowisko. 


Podpis 


Lista zatgczonych dokumentöw: 


niepotrzebne skreslic 
w razie potrzeby skreslic, jesli nie dotyczy 
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Zatqcznik nr 6 


Nadawca: 

Adresat: 


Miejscowosc, data 


Potwierdzenie odbioru powiadomienia 

dotyczacego strategicznej oceny oddziatywania na srodowisko projektu planu lub programu 


Numer akt . 

Zgodnie z artykutem 11 ust^p 4 Umowy mi^dzy Rzgdem Republiki Federalnej Niemiec a Rzgdem Rzeczypospolitej Polskiej w zakresie 
ocen oddziatywania na srodowisko i strategicznych ocen oddziatywania na srodowisko w kontekscie transgranicznym, sporzgdzonej 
dnia.w. 

potwierdzamy odbiör w dniu.Panstwa pisma z dnia. 

dotyczgcego powiadomienia o projekcie planu lub programu, 


(petna nazwa projektu planu lub programu) 

dla ktörego b^dzie przeprowadzona strategiczna ocena oddziatywania na srodowisko. 


Podpis 
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Zat^cznik nr 7 

Nadawca: 

Adresat: 

Miejscowosc, data 

Deklaracja uczestnictwa w strategicznej ocenie oddziatywania na srodowisko projektu planu lub programu 

Numer akt . 

Zgodnie z artykutem 11 ust^p 4 Umowy mi^dzy Rzgdem Republiki Federalnej Niemiec a Rzgdem Rzeczypospolitej Polskiej w zakresie 
ocen oddziatywania na srodowisko i strategicznych ocen oddziatywania na srodowisko w kontekscie transgranicznym, sporzgdzonej 
dnia.w. 

w odniesieniu do Paristwa pisma z dnia. 

dotyczgcego powiadomienia o projekcie planu lub programu, 


(petna nazwa projektu pianu lub programu) 

dla ktörego b^dzie przeprowadzona strategiczna ocena oddziatywania na srodowisko, 
oswiadczamy, ze: 

wezmiemy udziat w strategicznej ocenie oddziatywania na srodowisko/ 
nie wezmiemy udziatu w strategicznej ocenie oddziatywania na srodowisko.* 

Wezmiemy udziat w spotkaniu w sprawie ustalenia tresci i zakresu prognozy oddziatywania na srodowisko (scoping), ktöre odb^dzie 
si§ w dniu.w.** 

Jednoczesnie informujemy, ze organem wtasciwym Strony narazonej w zakresie: 

1. udziatu w strategicznej ocenie oddziatywania na srodowisko i w razie takiej koniecznosci w zakresie przyj^cia projektu planu lub 
programu oraz prognozy oddziatywania na srodowisko jest 


(nazwa i adres wtasciwego organu) 

2. udziatu w konsultacjach, zgodnie z artykutem 16 jest 


(nazwa i adres wtasciwego organu) 

3. otrzymania przyj^tego planu lub programu, zgodnie z artykutem 17 jest 


(nazwa i adres wtasciwego organu) 
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W zat^czeniu przesytamy ponadto informacj§ o terminach publikacji dziennika urz^dowego. 

Informacje niezb^dne do podania do publikacji wiadomosci zgodnie z artykutem 13 w dzienniku urz^dowym nalezy przekazac 
najpözniej.dni/tygodni* przed danym terminem publikacji." 


Podpis 


Lista zatgczonych dokumentöw: 


niepotrzebne skreslic 
w razie potrzeby caty ustep skreslic 
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Zat^cznik nr 8 


Nadawca: 

Odbiorca: 


Miejscowosc, data 


Wyznaczenie terminu w przypadku projektu planu lub programu 


Numer akt . 

Zgodnie z artykutem 12 Umowy mi^dzy Rzgdem Republiki Federalnej Niemiec a Rzgdem Rzeczypospolitej Polskiej w zakresie 
ocen oddziatywania na srodowisko i strategicznych ocen oddziatywania na srodowisko w kontekscie transgranicznym, sporzgdzonej 
dnia.w. 

oraz na podstawie Panstwa deklaracji uczestnictwa z dnia. 

informujemy, ze stanowiska Panstwa organöw oraz uwagi i zastrzezenia Panstwa spoteczeristwa dotyczgce projektu planu lub pro¬ 
gramu i prognozy oddziatywania na srodowisko mogg byc przekazywane do dnia 


(stosowny termin, ktöry nie powinien przekraczac trzech miesigcy) 

Jednoczesnie informujemy, ze czas przewidziany na udziat spoteczeristwa, o ktörym mowa w artykule 13 ust§p 1 Umowy mi§dzy 
Rzgdem Republiki Federalnej Niemiec a Rzgdem Rzeczypospolitej Polskiej w zakresie ocen oddziatywania na srodowisko i strate¬ 
gicznych ocen oddziatywania na srodowisko w kontekscie transgranicznym, sporzgdzonej dnia. 

w.wynosi .dni/tygodni*. 

Organy oraz spoteczeristwo mogg przekazywac stanowiska, uwagi i zastrzezenia na pismie lub drogg elektronicznq* do nast^pujgcego 
organu: 


(nazwa i adres organu) 


(adres e-mail*) 

W sprawie projektu planu lub programu odb^dzie si§ spotkanie dla spoteczeristwa w dniu.w., 

w ktörym mogg uczestniczyc spoteczeristwo i organy Strony narazonej/spoteczeristwo i organy Strony narazonej, ktöre przekazaty 
stanowiska, uwagi i zastrzezenia.*/** 


Podpis 


niepotrzebne skreslic 
w razie potrzeby skreslic, jesli nie dotyczy 



















Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


- 45 - 


Drucksache 19/9509 


Denkschrift 

I. Allgemeines 

Die Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundes¬ 
republik Deutschland und der Regierung der Republik 
Polen über Umweltverträglichkeitsprüfungen und Strate¬ 
gische Umweltprüfungen im grenzüberschreitenden Rah¬ 
men (Deutsch-Polnische Vereinbarung über Umweltprü¬ 
fungen) wurde am 10. Oktober 2018 in Neuhardenberg 
abgeschlossen. 

Für den Bereich der grenzüberschreitenden Umweltver¬ 
träglichkeitsprüfung ist Ausgangspunkt dieser Vereinba¬ 
rung zum einen das Übereinkommen der UN ECE (United 
Nations Economic Commission for Europe = Wirtschafts¬ 
kommission der Vereinten Nationen für Europa) vom 
25. Februar 1991 über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
im grenzüberschreitenden Rahmen (Espoo-Übereinkom- 
men), das am 10. September 1997 in Kraft getreten ist. 
Danach ist der für die Zulassung von - näher bestimm¬ 
ten - Projekten zuständige Staat dazu verpflichtet, eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchzuführen und 
andere möglicherweise betroffene Vertragsstaaten daran 
zu beteiligen, wenn das Projekt voraussichtlich erhebliche 
nachteilige grenzüberschreitende Auswirkungen hat. Hier¬ 
bei ist sicherzustellen, dass Behörden und Öffentlichkeit 
des betroffenen Staats die Möglichkeit erhalten, innerhalb 
einer angemessenen Frist Stellung zu nehmen. Das 
Espoo-Übereinkommen wurde unter anderem von 
Deutschland und Polen am 26. Februar 1991 gezeichnet; 
von Polen wurde es am 12. Juni 1997 und von Deutsch¬ 
land am 8. August 2002 ratifiziert 1 . Artikel 8 dieses Über¬ 
einkommens sieht ausdrücklich vor, dass die Vertragspar¬ 
teien bilaterale Vereinbarungen zur Erfüllung ihrer dort 
geregelten Pflichten schließen können. 

Entsprechende Verpflichtungen zur Durchführung grenz¬ 
überschreitender Umweltverträglichkeitsprüfungen erge¬ 
ben sich für beide Staaten auch aus der UVP-Richtlinie. 2 
Artikel 7 Absatz 5 dieser Richtlinie ermächtigt die Mit¬ 
gliedstaaten zur Regelung von Einzelheiten im bilateralen 
Verhältnis. 

Maßgeblich für die Deutsch-Polnische Vereinbarung 
über Umweltprüfungen sind zudem die Vorgaben des 
Abkommens vom 7. April 1994 zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der 
Republik Polen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes (Deutsch-Polnisches Umweltschutz¬ 
abkommen). Nach Artikel 5 dieses Abkommens sind 
beide Staaten verpflichtet, eine grenzüberschreitende 
Umweltverträglichkeitsprüfung bei geplanten Projekten, 
die möglicherweise erhebliche grenzüberschreitende 


1 Gesetz vom 7. Juni 2002 zu dem Übereinkommen vom 25. Februar 
1991 über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden 
Rahmen sowie zu der auf der zweiten Konferenz der Parteien in Sofia 
am 27. Februar 2001 beschlossenen Änderung des Übereinkommens 
(Espoo-Vertragsgesetz), BGBl. 2002 II S. 1406, 1407; 2003 II S. 715; 
siehe auch Gesetz vom 17. März 2006 zu der Zweiten Änderung des 
Übereinkommens vom 25. Februar 1991 über die Umweltverträglich¬ 
keitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen (Zweites Espoo-Ver¬ 
tragsgesetz), BGBl. 2006 II S. 224, 225. 

2 Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei 
bestimmten öffentlichen und privaten Projekten in der Fassung der 
Richtlinie 2014/52/EU (Richtlinie 2014/52/EU des Europäischen Parla¬ 
ments und des Rates vom 16. April 2014 zur Änderung der Richtlinie 
2011/92/EU über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten 
öffentlichen und privaten Projekten, ABI. L 124 vom 25.4.2014, S. 1). 


Auswirkungen auf die Umwelt im Gebiet des jeweils 
anderen Staates haben, durchzuführen. 3 

Für den Bereich der grenzüberschreitenden Strategischen 
Umweltprüfung findet die Deutsch-Polnische Vereinba¬ 
rung über Umweltprüfungen ihre Grundlage in dem 
UN ECE-Protokoll vom 21. Mai 2003 über die Strate¬ 
gische Umweltprüfung zum Übereinkommen über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden 
Rahmen (SEA-Protokoll), das Polen und Deutschland am 
selben Tag gezeichnet haben. Das SEA-Protokoll ver¬ 
pflichtet den für die Erstellung von bestimmten Plänen 
und Programmen zuständigen Staat dazu, eine Strate¬ 
gische Umweltprüfung durchzuführen und daran andere 
möglicherweise betroffene Vertragsstaaten zu beteiligen, 
wenn der Plan oder das Programm voraussichtlich erheb¬ 
liche Umweltauswirkungen auf das Gebiet dieses Ver¬ 
tragsstaats hat. Dabei ist sicherzustellen, dass Behörden 
und Öffentlichkeit des betroffenen Staats die Möglichkeit 
erhalten, innerhalb einer angemessenen Frist Stellung zu 
nehmen. Polen hat das SEA-Protokoll am 21. Juni 2011, 
Deutschland am 22. Februar 2007 ratifiziert. 4 Entspre¬ 
chend verpflichtet auch Artikel 7 der SUP-Richtlinie 5 die 
Mitgliedstaaten zur Durchführung einer grenzüberschrei¬ 
tenden Strategischen Umweltprüfung, wenn bestimmte 
Pläne oder Programme voraussichtlich erhebliche Auswir¬ 
kungen auf die Umwelt eines anderen Mitgliedstaats 
haben. 

Im deutschen Recht sind die Vorgaben der genannten 
Übereinkommen und Richtlinien primär durch das Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) umge¬ 
setzt worden. 6 Weitergehende Regelungen zur Umset¬ 
zung völkerrechtlicher Verpflichtungen für grenzüber¬ 
schreitende Umweltprüfungen bleiben nach § 64 UVPG 
hiervon unberührt. 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland und die 
Regierung der Republik Polen haben durch die Verein¬ 
barung vom 11. April 2006 über die Durchführung des 
Übereinkommens vom 25. Februar 1991 über die Um¬ 
weltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden 
Rahmen (Deutsch-Polnische UVP-Vereinbarung) 7 erst¬ 
mals die Durchführung der grenzüberschreitenden Um¬ 
weltverträglichkeitsprüfung sowie die sachgerechte Ver¬ 
knüpfung der dazu in beiden Staaten notwendigen 
Verfahrensschritte untereinander vertraglich näher ausge¬ 
staltet. Ziel dieser Vereinbarung war es, die bestehenden 


3 Gesetz vom 25. März 1998 zu dem Abkommen vom 7. April 1994 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Republik Polen über die Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes, BGBl. 1998 II S. 282, 283. 

4 Gesetz vom 3. Juni 2006 zu dem Protokoll vom 21. Mai 2003 über die 
strategische Umweltprüfung zum Übereinkommen über die Umweltver¬ 
träglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen (Vertragsgesetz 
zum SEA-Protokoll), BGBl. 2006 II S. 497, 498. 

5 Richtlinie 2001 /42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen 
bestimmter Pläne und Programme (ABI. L 197 vom 21.7.2001, S. 30). 

6 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. September 2017 (BGBl. I S. 3370) 
geändert worden ist. 

7 Gesetz vom 13. April 2007 zu der Vereinbarung vom 11. April 2006 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Republik Polen über die Durchführung des Übereinkom¬ 
mens vom 25. Februar 1991 über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
im grenzüberschreitenden Rahmen (Vertragsgesetz zur Deutsch- 
Polnischen UVP-Vereinbarung), BGBl. 2007 II S. 595, 596. 
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gesetzlichen Regelungen zu konkretisieren und vollzugs¬ 
gerechter zu fassen, um grenzüberschreitende Umwelt¬ 
verträglichkeitsprüfungen zwischen Deutschland und Po¬ 
len zu erleichtern und zu beschleunigen. 

In den letzten Jahren haben zwischen der Bundesregie¬ 
rung und der Regierung der Republik Polen unter Beteili¬ 
gung der Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom¬ 
mern sowie Sachsen Verhandlungen zur Fortschreibung 
und Neufassung der Deutsch-Polnischen UVP-Vereinba- 
rung stattgefunden. Dabei sind wichtige Erfahrungen aus 
den zwischenzeitlich durchgeführten grenzüberschreiten¬ 
den Verfahren eingeflossen. Ziel der Neufassung ist es 
zum einen, Anregungen aus der Praxis der grenzüber¬ 
schreitenden Umweltverträglichkeitsprüfung in den Ver¬ 
tragstext aufzunehmen. Durch die stärkere Präzisierung 
und Anpassung einzelner Verfahrensvorschriften an die 
speziellen administrativen Strukturen und Bedürfnisse der 
Vertragspartner soll das Verfahren der grenzüberschrei¬ 
tenden Beteiligung weiter erleichtert und beschleunigt 
werden. Außerdem wurde die bilaterale Vereinbarung um 
Vorschriften zur grenzüberschreitenden Strategischen 
Umweltprüfung bestimmter Pläne und Programme er¬ 
gänzt. Mit dem erweiterten Anwendungsbereich soll auch 
für Pläne und Programme mit möglichen erheblichen 
grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen eine klare, 
praxisnahe und transparente Regelungsgrundlage zur 
effektiveren Durchführung grenzüberschreitender Beteili¬ 
gungsverfahren zwischen Deutschland und Polen ge¬ 
schaffen werden. 

II. Zu den einzelnen Vorschriften der Vereinbarung 

Die Vereinbarung über Umweltverträglichkeitsprüfungen 
und Strategische Umweltprüfungen im grenzüberschrei¬ 
tenden Rahmen knüpft an die Vereinbarung vom 11. April 
2006 über die Durchführung des Übereinkommens vom 
25. Februar 1991 über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
im grenzüberschreitenden Rahmen an und schreibt diese 
in Teilen fort. Soweit dabei Regelungen inhaltlich unver¬ 
ändert Eingang in die neuerliche Vereinbarung gefunden 
haben, wird auf die einschlägigen Ausführungen in der 
Denkschrift des Vertragsgesetzes zur Deutsch-Polnischen 
UVP-Vereinbarung (Bundestags-Drucksache 16/4011, 
S. 22 ff.) verwiesen. 

Zur Präambel 

Die Präambel der Vereinbarung hebt die Bedeutung her¬ 
vor, die beide Vertragsparteien dem Espoo-Übereinkom- 
men, dem SEA-Protokoll sowie dem Deutsch-Polnischen 
Umweltschutzabkommen bei der Durchführung der 
grenzüberschreitenden Umweltprüfung beimessen. Die 
Vertragsparteien betonen die Bedeutung der grenzüber¬ 
schreitenden Zusammenarbeit bei der Vermeidung, Ver¬ 
minderung und Überwachung von Umweltauswirkungen 
bei geplanten Projekten sowie bei Plänen und Program¬ 
men, die zu erheblichen grenzüberschreitenden Umwelt¬ 
auswirkungen führen können. Sie unterstreichen ihre Ab¬ 
sicht, dafür Sorge zu tragen, dass grenzüberschreitende 
Umweltauswirkungen frühzeitig und umfassend ermittelt, 
beschrieben und bewertet werden und das Ergebnis bei 
allen für die Zulassung eines Projektes und die Annahme 
von Plänen und Programmen relevanten Entscheidungen 
angemessen berücksichtigt werden. Weiterhin heben die 
Vertragsparteien hervor, dass konkrete Regelungen und 
ein transparentes Verfahren die Durchführung von grenz¬ 


überschreitenden Umweltprüfungen erleichtern und be¬ 
schleunigen. Sie verweisen diesbezüglich auf die bis¬ 
herigen Vollzugserfahrungen der Deutsch-Polnischen 
UVP-Vereinbarung. 

Zu Kapitel 1 (Anwendungsbereich) 

Dieses Kapitel regelt den Anwendungsbereich der Verein¬ 
barung. 

Zu Artikel 1 (Umweltverträglichkeitsprüfungen ge¬ 
planter Projekte) 

Dieser Artikel benennt als Anwendungsfall dieser Verein¬ 
barung bestimmte Projekte. 

Die Absätze 1 , 3 und 4 des Artikels 1 entsprechen 
bis auf wenige sprachliche Anpassungen dem Artikel 1 
der Deutsch-Polnischen UVP-Vereinbarung. 

Nach Absatz 2 sind weiterhin die substantiellen Arti¬ 
kel 1 bis 7 des Espoo-Übereinkommens anzuwenden. 
Gegenüber Artikel 1 Absatz 2 der Deutsch-Polnischen 
UVP-Vereinbarung wurde jedoch der bisherige Satz 2 
ersatzlos gestrichen. Nach dieser Bestimmung sollten 
insbesondere Rechte der Vertragsparteien nach Artikel 2 
Absatz 8 des Espoo-Übereinkommens durch die Verein¬ 
barung nicht eingeschränkt werden. Inhaltliche Änderun¬ 
gen hat die Streichung dieses Satzes nicht zur Folge, da 
er lediglich der Klarstellung diente. 

Absatz 5 ordnet eine frühzeitige Verständigung zwi¬ 
schen den Vertragsparteien für den besonderen Fall an, 
dass ein geplantes Projekt nach Absatz 1 im Floheitsge- 
biet beider Vertragsstaaten verwirklicht werden soll. In 
solchen Fällen sollen sich die zuständigen Behörden bei¬ 
der Vertragsstaaten umgehend darüber verständigen, ob 
und inwieweit die Umweltverträglichkeitsprüfung für das 
gesamte Projekt ganz oder teilweise durch eine Vertrags¬ 
partei oder durch beide Vertragsparteien gemeinsam 
durchgeführt werden soll. 

Zu Artikel 2 (Strategische Umweltprüfungen von Plan- 
und Programmentwürfen) 

Dieser Artikel erstreckt den Anwendungsbereich der Ver¬ 
einbarung auf bestimmte Pläne und Programme und ent¬ 
hält entsprechende Regelungen. 

Absatz 1 regelt die Voraussetzungen, unter denen ein 
Plan oder Programm in den Anwendungsbereich der Ver¬ 
einbarung fällt. Voraussetzung ist danach, dass für den 
Plan oder das Programm nach den innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften des Ursprungsstaates eine Strate¬ 
gische Umweltprüfung durchgeführt wird und dass der 
Plan oder das Programm erhebliche grenzüberschreiten¬ 
de Auswirkungen auf die Umwelt im Floheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei haben kann. Damit geht der An¬ 
wendungsbereich dieser Vereinbarung nicht über den 
Rahmen hinaus, der durch die Anwendung innerstaat¬ 
licher Rechtsvorschriften im Ursprungstaat gesetzt wird. 

Absatz 2 bestimmt, dass bei der gemäß Absatz 1 
durchzuführenden Strategischen Umweltprüfung die sub¬ 
stantiellen Artikel 2 bis 12 des SEA-Protokolls sowie die 
Artikel 11 bis 26 dieser Vereinbarung Anwendung finden. 

Absatz 3 knüpft an Artikel 1 Absatz 3 der Deutsch-Pol¬ 
nischen UVP-Vereinbarung an. Bei Planentwürfen, die die 
Wasserwirtschaft an Grenzgewässern betreffen, hat die 
Ursprungspartei die nach dem Vertrag vom 19. Mai 1992 
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zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Re¬ 
publik Polen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Wasserwirtschaft an den Grenzgewässern 8 eingerich¬ 
tete Deutsch-Polnische Grenzgewässerkommission da¬ 
rüber zu unterrichten, dass eine grenzüberschreitende 
Strategische Umweltprüfung durchgeführt wird. Dadurch 
können Doppelprüfungen vermieden werden. 

Absatz 4 ordnet die Unterrichtung des Ausschusses für 
Raumordnung der Deutsch-Polnischen Regierungskom¬ 
mission für regionale und grenznahe Zusammenarbeit an, 
sofern ein Plan- oder Programmentwurf, der den Aufga¬ 
benbereich dieser Kommission betrifft, nach Absatz 1 
einer Strategischen Umweltprüfung im grenzüberschrei¬ 
tenden Rahmen unterzogen wird. Dies kann zur Stärkung 
der vertrauensvollen Zusammenarbeit sowie zur Vermei¬ 
dung von Doppelprüfungen beitragen. 

Absatz 5 ergänzt Artikel 1 Absatz 5 dieser Vereinba¬ 
rung. Die Vorschrift ordnet strukturgleich die frühzeitige 
Verständigung zwischen den Vertragsparteien über die 
Zuständigkeit und Durchführung der Strategischen Um¬ 
weltprüfung für den Fall an, dass der Plan oder das Pro¬ 
gramm nach Absatz 1 in dem Hoheitsgebiet beider Ver¬ 
tragsstaaten verwirklicht werden soll. 

Zu Kapitel 2 (Verfahrensschritte der Um¬ 
weltverträglichkeitsprüfung geplanter 
Projekte) 

Dieses Kapitel enthält die Regelungen über den Verfah¬ 
rensgang der grenzüberschreitenden Umweltverträglich¬ 
keitsprüfung zwischen den Vertragsparteien. 

Zu Artikel 3 (Benachrichtigung) 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen zur Benachrich¬ 
tigung der betroffenen Vertragspartei über geplante Pro¬ 
jekte, die in den Anwendungsbereich des Artikels 1 Ab¬ 
satz 1 dieser Vereinbarung fallen. 

Absatz 1 entspricht dabei weitgehend Artikel 2 Ab¬ 
satz 1 der Deutsch-Polnischen UVP-Vereinbarung. Die Er¬ 
setzung des Wortes „unverzüglich“ durch die Wendung 
„so früh wie möglich“ soll den zuständigen Behörden 
mehr Flexibilität bei der Bestimmung des Benachrichti¬ 
gungszeitpunkts ermöglichen. Die Ergänzung des letzten 
Halbsatzes erfolgte ausschließlich zur Klarstellung. 

Absatz 2 enthält Vorgaben zur Beteiligung der anderen 
Vertragspartei bei Verfahren zur Festlegung des Inhalts 
und Umfangs der UVP-Dokumentation (sog. „Scoping“). 
Wird ein Scoping durchgeführt, soll die Ursprungspartei 
die betroffene Vertragspartei benachrichtigen und geeig¬ 
nete Angaben zu dem geplanten Projekt sowie zur Durch¬ 
führung des Verfahrens übermitteln. Die betroffene Ver¬ 
tragspartei erhält in diesem Fall Gelegenheit, zu Inhalt und 
Umfang der UVP-Dokumentation Stellung zu nehmen. 

Absatz 3 regelt die Übermittlung der gegenseitigen 
Benachrichtigung. Die Bestimmung entspricht weitest¬ 
gehend Artikel 2 Absatz 2 der Deutsch-Polnischen UVP- 
Vereinbarung. Adressat und Übermittler der Benach¬ 
richtigungen ist auf polnischer Seite nunmehr die für die 
Angelegenheiten der Umweltverträglichkeitsprüfung zu¬ 
ständige Behörde der Regierungsverwaltung der Repu¬ 


8 Gesetz vom 6. Januar 1994 zu dem Vertrag vom 19. Mai 1992 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft an den Grenz¬ 
gewässern (BGBl. 1994 II S. 59, 60). 


blik Polen. Daneben erfolgten an einigen Stellen sprach¬ 
liche Anpassungen. 

Die Absätze 4 bis 6 weichen inhaltlich nicht von den 
Vorgängerregelungen in Artikel 2 Absatz 3 bis 5 der 
Deutsch-Polnischen UVP-Vereinbarung ab. Es erfolgten 
lediglich sprachliche Anpassungen und Präzisierungen. 

Absatz 7 übernimmt aus Artikel 2 Absatz 6 der 
Deutsch-Polnischen UVP-Vereinbarung unverändert den 
Verweis auf die Anlagen 1 bis 3, die Bestandteil dieser 
Vereinbarung sind. 

Zu Artikel 4 (UVP-Dokumentation; Frist für Stellung¬ 
nahmen sowie für Anmerkungen und Einwände) 

Absatz 1 entspricht inhaltlich Artikel 3 Absatz 1 der 
Deutsch-Polnischen UVP-Vereinbarung. Der klarstellende 
Hinweis, dass die UVP-Dokumentation einschließlich ei¬ 
ner Übersetzung zu übermitteln ist, wurde an dieser Stelle 
gestrichen. Die Übersetzungsverpflichtung ist nunmehr in 
Artikel 20 Absatz 1 Nummer 3 dieser Vereinbarung gere¬ 
gelt (vgl. auch Anlage 4 der Vereinbarung). 

Absatz 2 ist gegenüber Artikel 3 Absatz 2 der Deutsch- 
Polnischen UVP-Vereinbarung inhaltlich unverändert 
übernommen worden. 

Absatz 3 verweist für die Übermittlung der UVP-Doku¬ 
mentation und die Fristsetzung auf das in Anlage 4 ent¬ 
haltene Muster, das Bestandteil dieser Vereinbarung ist. 

Zu Artikel 5 (Mitwirkung der Öffentlichkeit) 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über die Mitwirkung 
der Öffentlichkeit der betroffenen Vertragspartei. 

Die Absätze 1 bis 3 entsprechen hierbei, bis auf we¬ 
nige sprachliche Modifizierungen, den vormals geltenden 
Bestimmungen des Artikels 4 Absatz 1 bis 3 der Deutsch- 
Polnischen UVP-Vereinbarung. 

Zu Artikel 6 (Stellungnahmen der Behörden) 

Die Vorschrift geht auf Artikel 5 der Deutsch-Polnischen 
UVP-Vereinbarung zurück. Im Vergleich zu dieser ist 
Übermittler und Adressat der Stellungnahmen auf polni¬ 
scher Seite nunmehr die für die Angelegenheiten der Um¬ 
weltverträglichkeitsprüfung zuständige Behörde der Re¬ 
gierungsverwaltung der Republik Polen. Die numerische 
Aufzählung der zu benachrichtigenden Stellen dient der 
Übersichtlichkeit und Klarheit. 

Absatz 1 regelt das Verfahren der Behördenstellung¬ 
nahme für den Fall, dass betroffene Vertragspartei die Re¬ 
publik Polen ist. 

Absatz 2 bestimmt das Verfahren der Behördenstel¬ 
lungnahme für den Fall, dass die Bundesrepublik 
Deutschland betroffene Vertragspartei ist. 

Zu Artikel 7 (Austausch von Informationen) 

Die Regelung wurde inhaltlich unverändert aus Artikel 6 
der Deutsch-Polnischen UVP-Vereinbarung übernommen. 

Zu Artikel 8 (Konsultationen vor dem Erlass der Ent¬ 
scheidung) 

Dieser Artikel regelt detailliert das Verfahren der Konsul¬ 
tationen vor dem Erlass der Entscheidung über die Zulas¬ 
sung eines geplanten Projekts nach Artikel 1 Absatz 1 
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dieser Vereinbarung. Die Bestimmung geht auf Artikel 7 
der Deutsch-Polnischen UVP-Vereinbarung zurück und 
wurde systematisch, sprachlich und teilweise auch inhalt¬ 
lich überarbeitet. 

Absatz 1 entspricht Artikel 7 Absatz 2 der Deutsch-Pol¬ 
nischen UVP-Vereinbarung. Die betroffene Vertragspartei 
ist danach verpflichtet, die Ursprungspartei innerhalb der 
nach Artikel 4 Absatz 2 dieser Vereinbarung festgelegten 
Frist darüber zu informieren, ob sie an der Durchführung 
von Konsultationen nach Artikel 5 des Espoo-Überein- 
kommens in Form eines Treffens interessiert ist. 

Absatz 2 trifft Regelungen für den Fall, dass die betrof¬ 
fene Vertragspartei Konsultationen wünscht. Nach Num¬ 
mer 1 legen beide Seiten unverzüglich einen angemesse¬ 
nen zeitlichen Rahmen für die Konsultationen, 
einschließlich Terminen und Orten, fest und beachten da¬ 
bei die Grundsätze des Artikels 4 Absatz 2 dieser Verein¬ 
barung. Nach Nummer 2 hat die Ursprungspartei der be¬ 
troffenen Partei mitzuteilen, welche Behörden für die 
Konsultation zuständig sind. Nummer 3 verpflichtet die 
Ursprungspartei, die betroffene Vertragspartei noch vor 
Abschluss der Konsultation darüber zu informieren, ob 
und welche Maßnahmen zur Verringerung oder Beseiti¬ 
gung der erheblichen nachteiligen grenzüberschreitenden 
Umweltauswirkungen ergriffen werden sollen. 

Nach Absatz 3 darf die endgültige Entscheidung über 
das geplante Projekt nicht vor Abschluss der Konsultatio¬ 
nen ergehen, sofern die Konsultationen den festgelegten 
zeitlichen Rahmen nicht überschreiten. Der Durchführung 
zuvor vereinbarter Konsultationen bedarf es jedoch dann 
nicht, wenn die betroffene Vertragspartei darauf verzichtet 
hat, weil ihre Fragen zu den erheblichen nachteiligen 
grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen des Pro¬ 
jekts bereits durch den Informationsaustausch zwischen 
den zuständigen Behörden der Vertragsparteien geklärt 
werden konnten (siehe ergänzend auch Artikel 7). 

Absatz 4 eröffnet den Vertragsparteien die Möglichkeit, 
andere Verfahrensteilnehmer und Experten zu den Kon¬ 
sultationen einzuladen. 

Zu Artikel 9 (Übermittlung der Entscheidung) 

Dieser Artikel entspricht bis auf wenige sprachliche An¬ 
passungen Artikel 8 der Deutsch-Polnischen UVP-Verein¬ 
barung. 

Zu Artikel 10 (Analyse nach Durchführung des Projek¬ 
tes) 

Die Regelung wurde inhaltlich unverändert aus Artikel 9 
der Deutsch-Polnischen UVP-Vereinbarung übernommen. 

Kapitel 3 (Verfahrensschritte der Strate¬ 
gischen Umweltprüfung von Plan- und 
Programmentwürfen) 

Dieses Kapitel enthält Regelungen über den Verfahrens¬ 
gang der grenzüberschreitenden Strategischen Umwelt¬ 
prüfung zwischen den Vertragsparteien. 

Zu Artikel 11 (Benachrichtigung) 

Dieser Artikel bestimmt, wie die Benachrichtigung der be¬ 
troffenen Vertragspartei über Pläne und Programme, die 
in den Anwendungsbereich des Artikels 2 Absatz 1 dieser 
Vereinbarung fallen, zu erfolgen hat. Die Vorschrift ist Ar¬ 


tikel 3 dieser Vereinbarung nachgebildet, der die Benach¬ 
richtigung für das Verfahren der grenzüberschreitenden 
Umweltverträglichkeitsprüfung regelt, enthält aber auch 
einige Besonderheiten. 

Absatz 1 verpflichtet die Vertragsparteien, sich so früh 
wie möglich über Plan- oder Programmentwürfe, die in 
den Anwendungsbereich dieser Vereinbarung fallen, zu 
benachrichtigen. Die Benachrichtigung muss spätestens 
nach Erstellung des Plan- oder Programmentwurfs sowie 
des Umweltberichts erfolgen. Mit der Benachrichtigung 
sind ein Exemplar des Plan- oder Programmentwurfs und 
des Umweltberichts sowie weitere Informationen von der 
Ursprungspartei zu übermitteln. 

Absatz 2 eröffnet den Vertragsparteien die Möglichkeit, 
sich bereits vor der Benachrichtigung nach Absatz 1 über 
die Ausarbeitung von Plan- oder Programmentwürfen so¬ 
wie das betreffende Verfahren zu informieren. 

Absatz 3 legt die Modalitäten der Übermittlung der Be¬ 
nachrichtigung nach Absatz 1 dieses Artikels fest. Be¬ 
stimmt wird, welche Behörden in Deutschland und Polen 
jeweils für die Übermittlung der Benachrichtigung zustän¬ 
dig sind und welchen Behörden in Deutschland und Polen 
die Benachrichtigung jeweils zu übermitteln ist. 

Nach Absatz 4 hat die betroffene Vertragspartei der 
Ursprungspartei den Erhalt der Benachrichtigung zu be¬ 
stätigen und unverzüglich mitzuteilen, ob sie beabsichtigt, 
an der Strategischen Umweltprüfung teilzunehmen. Bei 
beabsichtigter Beteiligung hat sie der Ursprungspartei zu¬ 
gleich mitzuteilen, welche Behörden auf ihrer Seite für die 
in Satz 2 genannten Verfahrensschritte zuständig sind. 

Für den Fall, dass eine Benachrichtigung unterblieben ist, 
bestimmt Absatz 5, dass die Ursprungspartei der 
betroffenen Partei auf deren Ersuchen die in Absatz 1 
genannten Unterlagen, insbesondere den Plan- oder 
Programmentwurf und den Umweltbericht, zu übermitteln 
hat. 

Nach Absatz 6 ist die Ursprungspartei verpflichtet, der 
betroffenen Vertragspartei mitzuteilen, welche ihrer Be¬ 
hörden an der Strategischen Umweltprüfung teilnehmen. 

Absatz 7 verweist für die Benachrichtigung bzw. die 
Übermittlung des Plan- oder Programmentwurfs und des 
Umweltberichts, die Empfangsbestätigung der Benach¬ 
richtigung und die Teilnahmeerklärung auf die in Anla¬ 
gen 5 bis 7 enthaltenen Muster, die Bestandteil dieser 
Vereinbarung sind. 

Zu Artikel 12 (Frist für Stellungnahmen sowie für An¬ 
merkungen und Einwände) 

Nach Absatz 1 hat die Ursprungspartei der betroffenen 
Partei, die ihre Teilnahme an der Strategischen Umwelt¬ 
prüfung erklärt, eine angemessene Frist zu setzen, inner¬ 
halb derer ihr die Behörden und die Öffentlichkeit der be¬ 
troffenen Partei ihre Stellungnahmen, Anmerkungen und 
Einwände übermitteln können (siehe ergänzend auch 
Artikel 19 Absatz 2). Satz 2 bestimmt, nach welchen Kri¬ 
terien die Dauer der Frist, die nach Satz 3 drei Monate nur 
in besonderen Fällen überschreiten darf, zu bemessen ist. 

Absatz 2 verweist für die Fristsetzung auf das in Anla¬ 
ge 8 enthaltene Muster, das Bestandteil dieser Verein¬ 
barung ist. 
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Zu Artikel 13 (Mitwirkung der Öffentlichkeit) 

Absatz 1 verpflichtet die Vertragsparteien, die Beteili¬ 
gung der Öffentlichkeit an der Strategischen Umweltprü¬ 
fung jeweils nach den Grundsätzen ihrer innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften sicherzustellen. Nach Satz 2 kann die 
Öffentlichkeit der betroffenen Vertragspartei ihre Anmer¬ 
kungen und Einwände innerhalb derselben Frist äußern, 
die für die Öffentlichkeit der Ursprungspartei gilt. Sie 
muss insbesondere über die Einleitung des Verfahrens 
der Strategischen Umweltprüfung, die Auslegung des 
Plan- oder Programmentwurfs sowie über die Bedingun¬ 
gen zur Abgabe von Anmerkungen und Einwänden und 
mögliche Rechtsbehelfe informiert werden. Die zustän¬ 
dige Behörde der Ursprungspartei ist über den Zeitpunkt 
der Auslegung der Unterlagen für die Öffentlichkeit der 
betroffenen Vertragspartei zu unterrichten. 

Absatz 2 gestattet der Öffentlichkeit, ihre Anmerkun¬ 
gen und Einwände unmittelbar an die für die Durchfüh¬ 
rung der Strategischen Umweltprüfung zuständige Behör¬ 
de der Ursprungspartei zu übermitteln. 

Absatz 3 ist Artikel 5 Absatz 3 dieser Vereinbarung 
nachgebildet und regelt die Beteiligung der betroffenen 
Partei an einer behördlichen Erörterung mit der Öffentlich¬ 
keit. Praktische Bedeutung hat diese Bestimmung in 
Deutschland vor allem dann, wenn im Rahmen der Um¬ 
weltprüfung ein Erörterungstermin durchgeführt wird. 

Zu Artikel 14 (Stellungnahmen der Behörden) 

Dieser Artikel ist das Pendant zu Artikel 6 dieser Verein¬ 
barung. Die Vorschrift bestimmt, welchen Behörden der 
Ursprungspartei die Behörden der betroffenen Partei ihre 
Stellungnahmen zu dem Plan- oder Programmentwurf 
und zum Umweltbericht zu übermitteln haben. Dabei re¬ 
gelt Absatz 1 das Verfahren in den Fällen, in denen die 
Republik Polen betroffene Vertragspartei ist, während 
Absatz 2 die Fälle betrifft, in denen Deutschland betrof¬ 
fene Vertragspartei ist. 

Artikel 15 (Austausch von Informationen) 

Dieser Artikel ist Artikel 7 dieser Vereinbarung nachgebil¬ 
det. Danach sind die für die Durchführung einer Strate¬ 
gischen Umweltprüfung zuständigen Behörden und an¬ 
dere beteiligte Behörden beider Vertragsparteien befugt, 
unmittelbar untereinander Informationen zu dem Verfah¬ 
ren auszutauschen. 

Zu Artikel 16 (Konsultationen vor der Annahme des 
Plans oder des Programms) 

Dieser Artikel regelt die Durchführung von Konsultationen 
vor der Annahme von Plänen oder Programmen, die einer 
Strategischen Umweltprüfung nach Artikel 2 Absatz 1 die¬ 
ser Vereinbarung zu unterziehen sind. Die Vorschrift ist 
das Gegenstück zu Artikel 8 dieser Vereinbarung. 

Nach Absatz 1 ist die betroffene Vertragspartei ver¬ 
pflichtet, die Ursprungspartei innerhalb der Frist zur Über¬ 
mittlung von Stellungnahmen nach Artikel 12 dieser Ver¬ 
einbarung darüber zu unterrichten, ob sie an der 
Durchführung von Konsultationen nach Artikel 10 des 
SEA-Protokolls in Form eines Treffens interessiert ist. 

Absatz 2 trifft Regelungen für den Fall, dass die betrof¬ 
fene Vertragspartei Konsultationen wünscht. Nach Num¬ 
mer 1 legen beide Seiten unverzüglich einen ange¬ 


messenen zeitlichen Rahmen für die Konsultationen, ein¬ 
schließlich Terminen und Orten, fest und beachten dabei 
die Grundsätze des Artikels 12 dieser Vereinbarung. Nach 
Nummer 2 hat die Ursprungspartei der betroffenen Partei 
mitzuteilen, welche Behörden für die Konsultationen zu¬ 
ständig sind. Nummer 3 verpflichtet die Ursprungspartei, 
die betroffene Vertragspartei noch vor Abschluss der 
Konsultationen darüber zu informieren, ob und welche 
Maßnahmen zur Verringerung oder Beseitigung der er¬ 
heblichen nachteiligen grenzüberschreitenden Umwelt¬ 
auswirkungen ergriffen werden sollen. 

Nach Absatz 3 darf der Plan oder das Programm nicht 
vor Abschluss der Konsultationen angenommen werden, 
wenn diese den festgelegten zeitlichen Rahmen nicht 
überschreiten. Der Durchführung zuvor vereinbarter Kon¬ 
sultationen bedarf es jedoch dann nicht, wenn die betrof¬ 
fene Vertragspartei darauf verzichtet hat, weil ihre Fragen 
zu den erheblichen nachteiligen grenzüberschreitenden 
Umweltauswirkungen des Plan- oder Programmentwurfs 
bereits durch den Informationsaustausch zwischen den 
zuständigen Behörden der Vertragsparteien geklärt wer¬ 
den konnten (siehe ergänzend auch Artikel 15). 

Absatz 4 eröffnet den Vertragsparteien die Möglichkeit, 
andere Verfahrensteilnehmer und Experten zu den Kon¬ 
sultationen einzuladen. 

Zu Artikel 17 (Übermittlung des angenommenen Plans 
oder Programms) 

Absatz 1 verpflichtet die Ursprungspartei der betroffe¬ 
nen Vertragspartei, unverzüglich den angenommenen 
Plan oder das angenommene Programm, die zusammen¬ 
fassende Erklärung sowie eine Aufstellung der festgeleg¬ 
ten Überwachungsmaßnahmen zu übermitteln. 

Nach Absatz 2 hat die betroffene Vertragspartei 
sicherzustellen, dass die nach Absatz 1 übermittelten Un¬ 
terlagen den betroffenen Behörden und der Öffentlichkeit 
auf ihrem Staatsgebiet zugänglich gemacht werden. 

Zu Artikel 18 (Überwachung) 

Nach Absatz 1 können die Vertragsparteien einver¬ 
nehmlich festlegen, ob und gegebenenfalls in welchem 
Umfang die Ursprungspartei der betroffenen Vertragspar¬ 
tei die Ergebnisse einer Überwachung der erheblichen 
grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen übermittelt, 
die sich aus der Durchführung des angenommenen Plans 
oder Programms ergeben. 

Nach Absatz 2 ist die betroffene Vertragspartei ver¬ 
pflichtet, die nach Absatz 1 übermittelten Informationen 
den betroffenen Behörden und der Öffentlichkeit auf ih¬ 
rem Staatsgebiet zugänglich zu machen. 

Kapitel 4 (Gemeinsame Vorschriften) 

Dieses Kapitel enthält Regelungen, die sowohl für das 
Verfahren der grenzüberschreitenden Umweltverträglich¬ 
keitsprüfung als auch der grenzüberschreitenden Strate¬ 
gischen Umweltprüfung gelten. 

Zu Artikel 19 (Einhaltung von Fristen) 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über die Einhaltung 
von Fristen. 
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Absatz 1 entspricht Artikel 10 der Deutsch-Polnischen 
U VP-Verei n baru ng. 

Absatz 2 gewährt der Öffentlichkeit der betroffenen 
Vertragspartei die Möglichkeit, ihre Anmerkungen und 
Einwände über die zuständige Behörde der betroffenen 
Vertragspartei zu übermitteln, wenn dies nach den inner¬ 
staatlichen Rechtvorschriften vorgesehen ist. Werden 
Anmerkungen und Einwände der Öffentlichkeit der betrof¬ 
fenen Vertragspartei der Ursprungspartei durch die zu¬ 
ständige Behörde der betroffenen Partei übermittelt, gel¬ 
ten sie als fristgemäß, wenn sie der zuständigen Behörde 
der betroffenen Partei innerhalb der Frist nach Absatz 1 
übermittelt worden sind. Die Übermittlung durch die zu¬ 
ständige Behörde der betroffenen Vertragspartei an die 
zuständige Behörde der Ursprungspartei hat dann inner¬ 
halb der Fristen gemäß Artikel 4 Absatz 2 oder Artikel 12 
Absatz 1 dieser Vereinbarung zu erfolgen. 

Zu Artikel 20 (Übersetzungen) 

Dieser Artikel enthält konkrete Regelungen zu den Über¬ 
setzungspflichten der Vertragsparteien. Er schließt an Ar¬ 
tikel 11 der Deutsch-Polnischen UVP-Vereinbarung an. 
Ergänzt wurden insbesondere Regelungen zur Überset¬ 
zung von Unterlagen bei der Strategischen Umweltprü¬ 
fung. 

Absatz 1 bestimmt, dass die Übermittlung der auf¬ 
geführten Unterlagen durch die Ursprungspartei, ins¬ 
besondere der Benachrichtigung (Nummer 1), der nicht¬ 
technischen Zusammenfassung und der Teile der 
UVP-Dokumentation, die der betroffenen Vertragspartei 
eine Einschätzung der voraussichtlichen erheblichen 
nachteiligen grenzüberschreitenden Umweltauswirkun¬ 
gen ermöglichen (Nummer 3) sowie relevanter Teile der 
Entscheidung über das Projekt (Nummer 5), in der Amts¬ 
sprache der betroffenen Vertragspartei zu erfolgen hat. 
Nach Nummer 6 ist nunmehr auch die Rechtsbehelfs¬ 
belehrung zu übersetzen. 

Für das Verfahren der Strategischen Umweltprüfung 
regelt Absatz 2 eine entsprechende Verpflichtung der 
Ursprungspartei zur Übermittlung übersetzter Unterlagen 
an die betroffene Vertragspartei. 

Absatz 3 enthält eine Sonderbestimmung für Fälle, in 
denen die betroffene Partei die übersetzten Teile der UVP- 
Dokumentation, des Plan- oder Programmentwurfs oder 
des Umweltberichts für nicht ausreichend hält. Vorgese¬ 
hen ist, dass die Vertragsparteien sich dann um eine ein¬ 
vernehmliche Lösung sowohl im Hinblick auf die Über¬ 
mittlung weiterer Übersetzungen als auch eine mögliche 
Verlängerung der Fristen für Stellungnahmen, Anmerkun¬ 
gen und Einwände nach Artikel 4 Absatz 2 oder Artikel 12 
Absatz 1 bemühen. 

Absatz 4 stellt klar, dass die betroffene Vertragspartei 
Dokumente in ihrer eigenen Amtssprache an die Ur¬ 
sprungspartei übermitteln kann. Gleiches gilt für die An¬ 
merkungen und Einwände der Öffentlichkeit der betroffe¬ 
nen Vertragspartei. 

Absatz 5 verpflichtet die Ursprungspartei, bei Scoping- 
Terminen zur Festlegung des Inhalts und Umfangs der 
UVP-Dokumentation oder des Umweltberichts, bei Erör¬ 
terungsterminen und bei Konsultationen für eine Übertra¬ 
gung in die Sprache der betroffenen Vertragspartei, bei¬ 
spielsweise durch einen Dolmetscher, zu sorgen, soweit 
nichts Abweichendes vereinbart wird. 


Absatz 6 bestimmt, dass die Ursprungspartei die Kos¬ 
ten für die dort festgelegten Übersetzungen zu tragen hat. 

Zu Artikel 21 (Elektronische Kommunikation) 

Nach Artikel 21 sind Unterlagen, die in elektronischer Fas¬ 
sung vorhanden sind, ebenfalls in dieser Fassung zu 
übermitteln. 

Zu Artikel 22 (Zuständige Behörde) 

Dieser Artikel ist Artikel 12 der Deutsch-Polnischen UVP- 
Vereinbarung nachgebildet. Hinsichtlich der Zuständigkeit 
von Behörden verweist die Regelung auf die innerstaat¬ 
lichen Vorschriften der jeweiligen Vertragspartei, soweit in 
der Vereinbarung keine zuständige Behörde angegeben 
wurde. 

Zu Artikel 23 (Beilegung von Meinungsverschieden¬ 
heiten) 

Dieser Artikel greift die Regelungen des Artikels 13 der 
Deutsch-Polnischen UVP-Vereinbarung auf. 

Nach Absatz 1 sollen ungeklärte Fragen über die Aus¬ 
legung oder Anwendung dieser Vereinbarung zwischen 
den Vertragsparteien zunächst in der bilateralen Arbeits¬ 
gruppe für Umweltverträglichkeitsprüfungen und Strate¬ 
gische Umweltprüfungen im grenzüberschreitenden 
Rahmen gelöst werden. Soweit dabei keine Klärung er¬ 
zielt werden kann, soll eine Lösung durch die Deutsch- 
Polnische Kommission für nachbarschaftliche Zusam¬ 
menarbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes erfolgen. 

Absatz 2 verweist für die Beilegung von Streitigkeiten 
auf Artikel 15 des Espoo-Übereinkommens und Artikel 20 
des SEA-Protokolls. 

Zu Artikel 24 (Andere völkerrechtliche Verträge) 

Dieser Artikel entspricht wortgleich Artikel 14 der 
Deutsch-Polnischen UVP-Vereinbarung. 

Zu Artikel 25 (Inkrafttreten und Kündigung der Verein¬ 
barung) 

Dieser Artikel enthält Regelungen zum Inkrafttreten und 
zur Kündigung der Vereinbarung. 

Zu Artikel 26 (Außerkrafttreten der Vereinbarung vom 
11. April 2006) 

Absatz 1 bestimmt, dass die Deutsch-Polnische UVP- 
Vereinbarung mit dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung 
außer Kraft tritt. 

Absatz 2 trifft Regelungen zum Umgang mit grenz¬ 
überschreitenden Umweltverträglichkeitsprüfungen und 
grenzüberschreitenden Strategischen Umweltprüfungen, 
die vor dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung eingeleitet 
worden sind. Danach sind Verfahren, die vor dem Inkraft¬ 
treten dieser Vereinbarung eingeleitet worden sind, nach 
den Bestimmungen dieser Vereinbarung zu Ende zu füh¬ 
ren; bereits abgeschlossene Verfahrensschritte brauchen 
nicht wiederholt zu werden. 
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Zu Anlage 1 

Diese Anlage enthält ein Muster für die Benachrichtigung 
gemäß Artikel 3 Absatz 1. 

Zu Anlage 2 

Diese Anlage enthält ein Muster für die Empfangsbestä¬ 
tigung der Benachrichtigung nach Artikel 3 Absatz 4. 

Zu Anlage 3 

Diese Anlage enthält ein Muster für die Teilnahmeerklä¬ 
rung gemäß Artikel 3 Absatz 4. 

Zu Anlage 4 

Diese Anlage enthält ein Muster für die Übermittlung der 
UVP-Dokumentation gemäß Artikel 4. 


Zu Anlage 5 

Diese Anlage enthält ein Muster für die Benachrichtigung 
gemäß Artikel 11 Absatz 1. 

Zu Anlage 6 

Diese Anlage enthält ein Muster für die Empfangsbe¬ 
stätigung der Benachrichtigung nach Artikel 11 Absatz 4. 

Zu Anlage 7 

Diese Anlage enthält ein Muster für die Teilnahmeerklä¬ 
rung gemäß Artikel 11 Absatz 4. 

Zu Anlage 8 

Diese Anlage enthält ein Muster für die Fristsetzung für 
Stellungnahmen sowie für Anmerkungen und Einwände 
gemäß Artikel 12. 
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